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Mit der Diskussion neuer Kli-
maschutzziele für Deutschland1 
eng verknüpft, ist die Frage 
wie diese Ziele durch transpa-
rente Vorgaben erreicht wer-
den können. Die Energiewende 
ist eine tragende Säule in die-
sem Prozess. Doch gerade der 
hier stärkste Energieträger  – 
die Windenergie an Land – 
wird nur schleppend ausgebaut. 
Grundlegende Voraussetzung 
für ihren wirksamen und schnel-
len Ausbau ist eine effiziente Flä-
chenbereitstellung im Wege von 
Regional- und Bauleitplänen. Die 
Planung umfasst jedoch nicht 
alleine die Ausweisung neuer 
Windenergievorhaben. Ebenso 
sind bereits vorhandene Wind-
energieanlagen in der künftigen 

Planung zu berücksichtigen. In diesem Zusammenhang 
erlangt das Repowering von Windenergieanlagen eine 
zunehmend wichtige Rolle. Dies gilt besonders vor dem 
Hintergrund der schrittweise auslaufenden 20-jährigen 
Förderung für die ersten Windenergieanlagen. Bereits bis 
Ende 2025 werden hiervon rund 12.500 Anlagen mit einer 
Gesamtleistung von ca. 15.000 MW betroffen sein2. Damit 
besteht hierbei das Risiko, dass die zurückzubauende Leis-
tung den tatsächlichen Zubau übersteigt und damit das 
durch Windenergieanlagen an Land erzeugte Leistungsvo-
lumen damit auf lange Sicht insgesamt zurückgeht.3 

Aus dem Umgang mit dem Repowering von Windener-
gieanlagen haben sich in den letzten Jahren Herausforde-
rungen und zugleich Lösungskonzepte entwickelt. Neuer 
Konzepte bedarf es insbesondere dort, wo Flächenaus-
weisungen regelmäßig größere Abstände zu Wohnbe-
bauung festlegen. Diese Abstandsvorgaben können nicht 
zuletzt aufgrund der dynamischen technischen Entwick-
lung sinnvoll sein. Die damit verbundenen gesteigerte Ener-

1  Siehe hierzu: BVerfG, Beschl. v. 24.3.2021 – 1 BvR 2656 / 18.

2 � FA Wind, Weiterbetrieb von Windenergieanlagen – Was gilt es zu beachten?, 2021, S. 3; Umweltbundesamt, Analyse der kurz- und mittel-fristigen Verfügbarkeit von Flächen für 
die Windenergienutzung an Land, 2019, S. 72 ff.

3 � Umweltbundesamt, Analyse der kurz- und mittelfristigen Verfügbarkeit von Flächen für die Windenergienutzung an Land, 2019, S. 74; Umweltbundesamt, Erneuerbare Energien 
in Deutschland Daten zur Entwicklung im Jahr 2020, 2021.

gieerträge und größeren Anlagendimensionen verlangen 
grundsätzlich eine veränderte Betrachtung von Aspekten 
des Schalls, Schattenwurfs und ggf. auch Artenschutzes. 
Zugleich besteht vielfach der Wunsch, die bislang von 
Windenergieanlagen genutzten und gut etablierten Flä-
chen weiterhin offenzuhalten. Für Plangeber stellt das 
Repowering damit eine große Herausforderung dar; sind 
sie doch gehalten, die verschiedenen Interessen von Pro-
jektträgern, Gemeinden und Anwohnenden miteinander 
in Ausgleich zu bringen. 

Nach bestehender Rechtslage gibt es verschiedene Mög-
lichkeiten, sich mit dem Repowering zu befassen und mög-
liche Konflikte einer Lösung zuzuführen. Entsprechend den 
regionalen Gegebenheiten finden sich sehr unterschiedli-
che Ansätze und Konzepte zum Umgang mit dem Repo-
wering. Die FA Wind hat in ihrem Webinar “Repowering 
auf Planungsebene“ Experten und Expertinnen aus dem 
Bereich der Rechtswissenschaft und Planungspraxis ein-
geladen, um auf Basis ihrer Expertise und ihres Fachwis-
sens grundlegende Fragestellungen des Repowerings zu 
beleuchten. In der Ihnen vorliegenden Dokumentation 
finden Sie nunmehr deren Fachbeiträge in Form einer 
Ausarbeitung zum planungsrechtlichen Rahmen des Repo-
werings sowie drei aktueller Praxisbeispiele zum Umgang 
mit dem Repowering. Wir hoffen, dass diese Anregung 
und Anlass geben, sich in Zukunft vertieft mit dem Repo-
wering zu befassen und damit den Windenergieausbau 
insgesamt zu stärken. 

Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre!
Ihre

 

Dr. Antje Wagenknecht
Geschäftsführerin  
Fachagentur Windenergie an Land
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Planungsrechtliche Möglichkeiten  
des Repowerings
Dr. Nils Wegner, Stiftung Umweltenergierecht

4  So ähnlich ebenfalls: BT-Drs. 17 / 6076, S. 6.

Herr Dr. Nils Wegner gab einen Überblick über die pla-
nungsrechtlichen Möglichkeiten des Repowerings. Der 
planungsrechtliche Rahmen unterscheidet sich in Deutsch-
land in den Ländern recht stark, vor allem darin, auf 
welcher Ebene die Planung von Windenergievorhaben 
abschließend gesteuert wird. 

Begriff und Steuerungsziele

Gesetzlich ist der Begriff des Repowerings nicht definiert, 
doch im Planungsrecht wird darunter generell „die Erset-
zung älterer durch modernere leistungsstärkere Anlagen“ 
verstanden.4 Das ist eine weite Begriffsfassung. Wichtig ist 
dementsprechend in diesem Kontext, was der Begriff nicht 
ausschließen wollte: Repowering ist weder unbedingt 
standortgetreu, noch gibt es eine Festlegung bezüglich der 
Anzahl der durch Neuanlagen zu ersetzenden Altanlagen. 

Planungsträger auf der Ebene der Raumordnung haben, 
wenn sie sich dem Repowering nähern, nicht notwendi-
gerweise konkrete Vorhaben im Blick, sondern eventuell 
das Ziel, Planungsvorgaben für nachfolgende Planungs-
ebenen zu schaffen. Dies entspricht dem klassischen Bild 
der Raumordnung als „Planung der Planung“. Wesentli-
che Erwägungen im Zuge von Repoweringplanungen – ob 
nun vorhabenbezogen oder im Sinne einer Planung der 
Planung – sind es, die Betreiberinteressen und Eigentü-
merbelange zu berücksichtigen, den Stromertrag durch 
effizientere Flächennutzung zu erhöhen und eben auch 
etablierte Standorte für Windenergieanlagen zu sichern. 
Schließlich sind diese wegemäßig erschlossen und auch 
akzeptiert. Zugleich ist auch das „Aufräumen“ der Land-
schaft durch Wegplanen bzw. Verlagern von Standorten 
ein wichtiger Aspekt. 

Im Kontrast zu diesen Zielen steht die aktuelle Diskussion 
auf gesetzgeberischer Ebene hinsichtlich der Förderung 
von Repoweringvorhaben. Kernpunkt ist die Ebene, auf 
welcher Repowering bestmöglich gesteuert werden kann. 
Dafür entscheidend ist die Frage, inwiefern auf der jeweili-
gen Ebene die erforderlichen Instrumente und Kompeten-
zen vorhanden sind, um Repowering optimal zu gestalten. 
Dabei ist unklar, ob und in welchem Umfang der (Bundes)
Gesetzgeber hier tätig werden soll. Erschwerend kommt 
hinzu, dass die verschiedenen Bundesländer in ihrer Pla-
nung sehr unterschiedlich strukturiert und motoviert sind. 
Teils will eine Landesebene Repowering ermöglichen, die 
kommunale Ebene wünscht sich hingegen ausreichend 
Flexibilität für die optimale Neuplanung von Vorhaben. 
Anderenorts liegt ein starkes kommunales Interesse darin, 
etablierte Standorte zu sichern, während landesplaneri-
sche Mindestabstände dies verhindern. Sofern der Bun-
desgesetzgeber tätig wird, wird er der Schwierigkeit 
begegnen, dass dieselbe bundesweit einheitliche Rege-
lung in den einzelnen Ländern unterschiedliche Wirkun-
gen erzielt; je nachdem wie hier die Interessenlage auf den 
einzelnen Ebenen bei den jeweiligen Akteuren ist. Dies ver-
deutlicht noch einmal, wie wichtig es ist, die bereits heute 
existierenden Instrumente der Planungsträger zu betrach-
ten, Repoweringvorhaben planerisch zu befördern. 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/17/060/1706076.pdf
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Gesetzliche Regelungen und wesent
liche Planungskonstellationen

Bei einem Blick auf die gesetzlichen Regelungen ist im Bun-
desrecht vor allem § 249 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)5 
ein erster wichtiger Anknüpfungspunkt für das Repow-
ering: Mit ihm lässt sich auf Bebauungsplan-, aber auch 
auf Flächennutzungsplanebene eine Verknüpfung von Alt
standorten und neuen Standorten ermöglichen. Hierbei ist 
der Abbau der Altanlagen Bedingung zur Errichtung und 
des Betriebs der neuen Windenergieanlagen. Die Möglich-
keit zeitlich und sachlich bedingter Festlegungen existiert 
nicht nur im Bereich der Bauleitplanung, sondern seit 2017 
auch in § 7 Abs. 2 Satz 1 Raumordnungsgesetz (ROG)6.

Neben diesen Vorschriften unterfällt die Steuerung des 
Repowerings den allgemeinen gesetzlichen Reglungen 
für Regional- und Bauleitpläne unter Berücksichtigung 
der einschlägigen Rechtsprechung. Repowering erfolgt 
dabei grundsätzlich im Rahmen planerischer Vorgaben zur 
Windenergienutzung. 

Die raumordnerische und bauleitplanerische Steuerung 
von Repoweringvorhaben erfolgt, wie eingangs erwähnt, 
in den Bundesländern auf unterschiedliche Weise. Hierbei 
sind zwei wesentliche Planungskonstellationen zu diffe-
renzieren. Zum einen kann die Steuerung der Windenergie 
im Wege der Konzentrationszonenplanung mit der Aus-
schlusswirkung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB erfolgen. 
Sofern diese Option nicht genutzt wird, erfolgt die Planung 
von Windenergieanlagen nach Maßgabe der regulären 
gesetzlichen raumordnerischen und bauleitplanerischen 
Vorgaben, welche keine Ausschlusswirkung beinhalten, 
sondern durch eine alleinige Positivplanung geprägt sind. 
In zahlreichen Bundesländern erfolgt die Planung abschlie-
ßend bereits auf Raumordnungs-, genauer auf Regional-
planungsebene. Hier findet bereits auf dieser Ebene die 
Ausschlussplanung mit den Wirkungen des § 35 Abs. 3 
Satz 3 BauGB statt. Der kommunalen Ebene bleiben dabei 
kaum Spielräume. In anderen Ländern, namentlich Baden-
Württemberg, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und 
in Teilen von Niedersachsen beschränkt sich diese Ebene 
dagegen auf eine reine Positivplanung. Es werden regel-
mäßig allein Vorrang- und / oder Vorbehaltsgebiete für die 

5  Baugesetzbuch v. 3.1.2017, BGBl. I S. 3634.

6  Raumordnungsgesetz, v. 22.12.2008, BGBl. I S. 2986.

7 � Zu den grundlegenden Unterschieden bei der Planungskonstellationen und deren regionalen Verteilung: UBA, Analyse der kurz- und mittelfristigen Verfügbarkeit von Flächen für 
die Windenergienutzung an Land, S. 43, 50.

Windenergienutzung ausgewiesen. Dadurch ergeben sich 
für die Bauleitplanung deutlich größere Freiräume, wel-
che auch für die Ausweisung von Repoweringstandor-
ten gelten. Insbesondere steht die auch hier bestehende 
Anpassungspflicht der Bauleitplanung an die Ziele der 
Raumordnung gem. § 1 Abs. 4 BauGB einer Ausweisung 
zusätzlicher Flächen für die Windenergie durch die Kom-
munen nicht entgegen.7 

Repowering in der Planaufstellung 

Es zeigt sich insofern, dass Planungsträger je nach Bun-
desland und Planungskonstellation über deutlich diver-
gierende Instrumentarien verfügen, das Repowering zu 
befördern und zu lenken. Dabei kann das Repowering 
im Rahmen des Planaufstellungsprozesses explizit aufge-
griffen werden, indem bspw. Standorte speziell für das 
Repowering bereitgestellt oder bestehende Windenergie-
standorte für die Zukunft explizit „weggeplant“ werden. 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/climate_change_38_2019_flaechenanalyse_windenergie_an_land.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/climate_change_38_2019_flaechenanalyse_windenergie_an_land.pdf
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�Die Planung von Repoweringstandorten – 
abschließende Steuerung 

Insbesondere im Rahmen der abschließenden Steuerung 
der Windenergienutzung stellt sich die Frage, in welchem 
Rahmen Repoweringvorhaben umgesetzt werden können. 
Die abschließende Steuerung erfolgt – wie ausgeführt – je 
nach Bundesland unterschiedlich – sowohl auf Ebene der 
Bauleit-, als auch Regionalplanung. In dieser Konstellation 
besteht die grundsätzliche Möglichkeit, Repoweringvorha-
ben auf den explizit ausgewiesenen Flächen zu realisieren. 

Die Raumordnung kann die Windenergienutzung durch 
Zielvorgaben steuern. Dies geschieht seitens der Regio-
nalplanung durch Ausweisung von Eignungsgebieten bzw. 
durch Ausweisung von Vorranggebieten mit Eignungswir-
kung nach § 7 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 bzw. Nr. 1 i. V. m. Satz 3 
ROG. Zugleich wird damit auch vorhabenbezogen über 
die bodenrechtliche Wirkung des Planvorbehalts nach 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB gesteuert, der bei der Zulas-
sung einzelner Windenergievorhaben zu beachten ist. 
Für eine wirksame abschließende Planung werden an 
den Planungsträger von Seiten der Rechtsprechung hohe 
Anforderungen gestellt: So muss die Planung auf einem 
schlüssigen gesamträumlichen Konzept beruhen und der 
Windenergie im Ergebnis substanziell Raum verschafft 
werden. Die Erfahrungen der letzten Jahre und insbeson-
dere ein Blick auf die Rechtsprechung zeigen, dass Pla-
nungsträger diesen Anforderungen vielfach trotz zeit- und 
ressourcenintensiver Planung nicht vermögen gerecht zu 
werden.8

Abschließende regionalplanerische Vorgaben binden nach 
§ 1 Abs. 4 BauGB bzw. § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG zugleich die 
nachgeordnete Bauleitplanung. Damit ist es dem Plange-
ber grundsätzlich nicht möglich für Windenergienutzung 
ausgewiesene Gebiete „wegzuplanen“. Auf der anderen 
Seite kann er zugleich auch keine zusätzlichen Flächen für 
die Windenergienutzung schaffen.

8 � Siehe zur grundsätzlichen Problematik: Stiftung Klimaneutralität, Sachdienliche Änderungen des Baugesetzbuchs zur Förderung von Flächenausweisungen für Windenergie
anlagen, 2020, S. 39 ff.; Stiftung Umweltenergierecht, Fehlerquellen von Windkonzentrationszonenplanungen, 2018; FA Wind, Gesetzgeberische Möglichkeiten für eine 
rechtssichere Kon-zentrationszonenplanung, 2020, S. 8.

9  Siehe zum Inhalt und Gesetzgebungsverfahren: BT-Drs. 19 / 20148, S. 12, 27.

Die Planung von Repoweringstandorten – 
abschließende Steuerung und „Ausnahmen”

Dennoch gewährt der aktuelle gesetzliche Rahmen des 
Raumordnungsgesetzes dem Plangeber die Möglich-
keit, nachfolgenden Planungsebenen gewisse Freiräume 
zu geben, um Repoweringvorhaben trotz der im Grund-
satz abschließenden Planung im Einzelfall dennoch zu 
ermöglichen. Dies kann durch Ausnahmen und Zielabwei-
chungen (§ 6 Abs. 1 und 2 ROG) sowie durch die Nutzung 
einer dritten Flächenkategorie, sog. Weißflächen oder Vor-
behaltsgebieten, erfolgen. 

Ein Interesse daran, trotz einer im Grundsatz abschließen-
den Planung nachfolgenden Planungsebenen die Mög-
lichkeit zu belassen, Repoweringvorhaben an gewissen 
Standorten dennoch zuzulassen, kann in verschiedensten 
Konstellationen gegeben sein. So etwa, wenn der Landes-
gesetzgeber eine Entprivilegierungsregelung i. S. d. § 249 
Abs. 3 BauGB9 umsetzt, also einen „Mindestabstand“ zu 
Siedlungsgebieten landesgesetzlich regelt. Zudem, falls 
ein Mindestabstand auf der Grundlage landesplanerischer 
Vorgaben umgesetzt wird sowie ganz allgemein, wenn 
er nur im Grundsatz abschließend mit Wirkung des § 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB planen will. In diesen Konstellationen 
ist zu ermitteln, ob der Wille des Landesgesetzgebers bzw. 
des Landesplanungsträgers darauf gerichtet ist, diese Flä-
chen der Windenergieplanung gänzlich zu entziehen, oder 
ob in diesen Bereichen die Kommunen die Entscheidungs-
befugnis bekommen, einzelne Standorte mit bauleitplane-
rischen Mitteln zu eröffnen.

Ausnahmen nach § 6 Abs. 1 ROG

Als Instrument, um dem nachgeordneten Planungsträger 
Abweichungen von der abschließenden Raumordnung zu 
gewähren, kommt zunächst die Ausnahme von der Ziel-
bindung nach § 6 Abs. 1 ROG in Betracht. Voraussetzung 
dafür ist, dass in der Planung die grundsätzliche Ausnah-
memöglichkeit von der Ausschlusswirkung angelegt ist. 
Das erfolgt durch sogenannte „in der Regel-Formulierun-
gen“. Sie sind Gegenstand der Abwägung, weshalb sie 
auch mitunter umfangreiche Ausnahmen ermöglichen 
(keine Begrenzung durch die „Grundsätze der Planung“). 
Allerdings darf eine Ausnahme nicht so weit gehen, dass 

https://www.stiftung-klima.de/app/uploads/2021/01/2021-01-15-Gutachten-Prof-Kment-Flaechenausweisung-Windenergie-Stiftung-Klimaneutralitaet.pdf
https://www.stiftung-klima.de/app/uploads/2021/01/2021-01-15-Gutachten-Prof-Kment-Flaechenausweisung-Windenergie-Stiftung-Klimaneutralitaet.pdf
https://stiftung-umweltenergierecht.de/wp-content/uploads/2018/12/Stiftung_Umweltenergierecht_WueBerichte_37_Fehlerquellen_Update_2018-12-12.pdf
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Recht/FA_Wind_Gesetzgeberische_Moeglichkeiten_Konzentrationszonenplanung_2020.pdf
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Recht/FA_Wind_Gesetzgeberische_Moeglichkeiten_Konzentrationszonenplanung_2020.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/201/1920148.pdf
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sie den Zielcharakter des Ausschlusses in Frage stellen. 
Insofern muss eine Ausnahme bestimmt bzw. bestimm-
bar sein. Sofern die Raumordnung der Bauleitplanung 
Freiräume im Wege der Ausnahme einräumt, darf dies 
bilanziell nicht bei der Bestimmung des „substanziellen 
Raums“ berücksichtigt werden, da hier unklar bleibt, ob 
die nachfolgenden Planungsträger von den Ausnahmen 
Gebrauch machen oder nicht. Ansonsten hätte die über-
geordnete Planung diese Flächen von Beginn an für die 
Windenergienutzung vorsehen können. Rechtlich gesehen 
folgt aus der Ausnahme von einer Zielbindung ein grö-
ßerer kommunaler Handlungsspielraum. Sofern Streitig-
keiten über die Reichweite der Ausnahme bestehen, sind 
diese im Verfahren der Genehmigung des Bauleitplans zu 
entscheiden.

Beispielhaft für die Anforderungen und Voraussetzung 
zur Schaffung einer Ausnahmevorschrift zu nennen ist: 
Der Regionalplan Havelland-Fläming legte acht Potential-
flächen zur Verlagerung von Windenergieanlagen fest. In 
diesen Gebieten sollte die grundsätzliche Ausschlusswir-
kung des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB nicht gelten, wenn die 
Potenzialfläche i. R. e. Flächennutzungsplans als Konzent-
rationsfläche für die Windenergienutzung dargestellt war 
und durch die jeweilige Kommune durch städtebaulichen 
Vertrag mit dem Vorhabenträger sicherstellte, dass ein 
Rückbau bestehender Anlagen nach § 249 Abs. 2 BauGB 
gewährleistet war. Das OVG Berlin-Brandenburg sah diese 
Ausnahmeregelung als nicht abschließend abgewogen an, 
da sie nicht hinreichend bestimmt oder bestimmbar sei. 
So hätte die Kommunen die Möglichkeit gehabt, durch 
besonders hohe, für Betreiber von Altanlagen nicht attrak-
tive Voraussetzungen für eine Verlagerung von Altanla-
gen die Nutzung der Potenzialflächen „aushebeln“ zu 
können.10 

10  OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 5.7.2018 – OVG 2 A 2 / 16, Rn. 79 ff.

https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/JURE180016741
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Zielabweichungen nach § 6 Abs. 2 ROG

Neben der Ausnahme besteht die Möglichkeit, das Repo-
wering über das Instrument der Zielabweichung zu rea-
lisieren (§ 6 Abs. 2 ROG). Auch hier ist zunächst eine 
Ausschlussplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB vor-
ausgesetzt. Wesentlicher Unterschied ist hier jedoch, dass 
§ 6 Abs. 2 BauGB tendenziell eng zu verstehen und damit, 
wenn auch nicht nur auf atypische Fälle, grundsätzlich 
auf Einzelfälle begrenzt ist. Grenze und zugleich Voraus-
setzung für eine Zielabweichung sind sowohl die raum-
ordnerische Vertretbarkeit als auch, dass die Grundzüge 
der Planung nicht berührt sind. Das Hauptanliegen des 
Ziels, hier die Konzentration von Standorten für die Wind-
energie, darf allenfalls geringfügig beeinträchtigt werden. 
Auch andere Ziele sollen nicht in einer Weise und einem 
Umfang beeinträchtigt werden, dass eine Planänderung 
erforderlich wäre. Die Erteilung einer Zielabweichung nach 
§ 6 Abs. 2 ROG erfolgt auf Antrag des jeweiligen kommu-
nalen Planungsträgers. Inwiefern diese erteilt wird, liegt 
im Ermessen der zuständigen Raumordnungsbehörde.11 

Weißflächen und Vorbehaltsgebiete

Weitere Instrumente zur Schaffung planerischer Freiräume 
i. R. e. abschließenden Windenergieplanung ist das Schaf-
fen von sog. „Weißflächen“ oder auch Vorbehaltsgebieten 
als dritte Flächenkategorie neben den Konzentrationszo-
nen einerseits und den Ausschlussgebieten andererseits. 
Zwar besteht hier im Ausgangspunkt ebenfalls eine Aus-
schlussplanung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB, der Plan-

11  Grundlegend zum Umgang mit Zielabweichungen: OVG Koblenz, Beschl. v. 16.7.2020 – 8 A 11233 / 19, Rn. 13 ff. (in Rundbrief 1 / 2021 besprochen).

12 � Grundlegend hierzu: BVerwG, Beschl. v. 28.11.2005 – 4 B 66.05, Rn. 12; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 5.7.2018 – OVG 2 A 2 / 16, Rn. 83; kritisch hierzu: OVG Lüneburg, 
Beschl. v. 18.5.2020 –12 KN 243 / 17, Rn. 114 (in Rundbrief 3 / 2020 besprochen).

13  BVerwG, Beschl. v. 28.11.2005 – 4 B 66 / 05, Rn. 7; OVG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 5.7.2018 – OVG 2 A 2 / 16, Rn. 83.

geber hat diese jedoch von vornherein so angelegt, dass 
hiervon für bestimmte Bereiche des Plangebiets Abwei-
chungsmöglichkeiten bestehen. 

Bei der Verwendung von Weißflächen enthält sich die 
Raumordnung jeglicher raumordnerischer Äußerung. 
Für diese Weißflächen wird also gerade keine Wertung 
vorgenommen, sodass den Kommunen hier Gestal-
tungsmöglichkeiten eingeräumt werden, ohne dass eine 
raumordnerische Bindung besteht. Zugleich setzt dieses 
Instrument voraus, dass von Seiten der Bauleitplanung 
zusätzliche Flächen eröffnet werden, indem diese Stand-
orte für die Windenergienutzung ausweisen. Dies führt 
dazu, dass auch hier bei der Bestimmung des „substanziel-
len Raums“ im Planungsverfahren die Weißflächen nicht in 
die Flächenbilanz einbezogen werden dürfen. Ähnlich wie 
im Rahmen der Ausnahme (§ 6 Abs. 1 ROG) bleibe unklar, 
ob die Kommune das Potential der Weißfläche auch tat-
sächlich nutzt.12 

Dasselbe gilt auch für ausgewiesene Vorbehaltsgebiete. 
Hier fehlt es zwar nicht an jeglicher raumordnerischer 
Äußerung, da die Raumordnung grundsätzlich eine Wind-
energienutzung und damit ein mögliches Repowering an 
der ausgewiesenen Stelle vorsehe. Jedoch kommt Vorbe-
haltsgebieten allein die Wirkung eines Grundsatzes der 
Raumordnung zu. Dieser könne von der kommunalen 
Planung überwunden werden, sodass Raum für Abwei-
chungen bestehe und es nicht sichergestellt ist, dass die 
Standorte der Windenergie zur Verfügung gestellt wer-
den. Aus diesem Grund sind Vorbehaltsgebiete i. d. R. der 
Frage des substanziell-Raum-Gewährens bilanziell nicht 
zu erfassen. 

Eine Grenze bei der Verwendung von Weißflächen und 
Vorbehaltsgebieten dürfte letztlich die Schlüssigkeit des 
gesamträumlichen Planungskonzepts sein. Die Recht-
sprechung stellt hier jedoch keine zu hohen Anforderun-
gen. So hat das Bundesverwaltungsgericht eine Planung 
zugelassen, nach der in einem Planungsgebiet von ca. 
406.000 ha, 600 ha als Vorranggebiete, 400 ha als Vorbe-
haltsgebiete und weitere 85.000 ha als Weißflächen aus-
gewiesen wurden. Trotz dieser doch recht großen Flächen 
sah das Bundesverwaltungsgericht die Schlüssigkeit des 
Planungskonzepts nicht als verletzt an.13 

http://landesrecht.rlp.de/jportal/portal/t/1nx/page/bsrlpprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=15&numberofresults=2107&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE200002999&doc.part=L&doc.price=0.0&doc.hl=1#focuspoint
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Rechtsprechung/Rundbrief/FA_Wind_Rundbrief_Windenergie_und_Recht_1.2021.pdf
https://lexetius.com/2005,3060
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/JURE180016741
http://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE200002433&st=null&showdoccase=1
https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Rechtsprechung/Rundbrief/FA_Wind_Rundbrief_Windenergie_und_Recht_3.2020.pdf
https://lexetius.com/2005,3060
https://gesetze.berlin.de/bsbe/document/JURE180016741
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Das Wegplanen von Repoweringstandorten

Bislang für die Windenergienutzung bereitstehende Flä-
chen können sowohl auf Raumordnungs- als auch auf 
Bauleitplanungsebene im Wege einer Neuplanung für ein 
zukünftiges Repowering gesperrt werden. Die Rechtferti-
gung dieses „Wegplanens“ beruht auf einer Abwägung 
nach § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG bzw. nach § 1 Abs. 7 BauGB. 
Da hiermit eine Beschränkung der Eigentumsnutzung ver-
bunden ist, sind die privaten Eigentümerinteressen in die 
Abwägung einzustellen und entsprechend zu gewichten. 
Die Rechtsprechung betont aber, dass bei der Abwägung 
privater und öffentlicher Interessen ein weiter planerischer 
Gestaltungsspielraum besteht. Der Planungsträger hat 
letztendlich keine Pflicht, Altstandorte erneut auszuweisen 
und die Planung kann, muss aber nicht davon geleitet sein, 
vorhandenen Standorten einen Vorrang einzuräumen. Den 
Repoweringinteressen kommt dementsprechend kein abs-
trakt gesteigertes Gewicht in der Abwägung zu. Insofern 
gebe es keine Pflicht des Plangebers, Altstandorte erneut 
auszuweisen oder vorhandenen Standorten einen Vorrang 
einzuräumen.14 

Planungsträger verfügen jedoch über die grundsätzliche 
Möglichkeit, beim Wegfall von Altstandorten einen Ersatz-
standort anzubieten. Die Ausweisung von Ersatzstand-
orten richtet sich nach allgemeinen Grundsätzen (§ 249 
Abs. 2 BauGB, § 7 Abs. 1 Satz 2 ROG), wobei die Heraus-
forderung vielfach darin besteht, sicherzustellen, dass die 
Flächen von Betreibern der Bestandsanlagen auch genutzt 
werden können. Die Frage, ob es sich dabei zwangsläu-
fig um einen unzulässigen Wettbewerbseingriff handele, 
weil Flächen für bestimmte Betreiber reserviert werden, 
ist angesichts der gesetzlichen Regelung zu verneinen; es 
gelte vielmehr das Übermaßverbot als eine Grenze, sodass 
nur so viele Flächen für Altbetreiber ausgewiesen werden 
dürfen, wie eine erwartbare Nachfrage besteht.15 

14  BVerwG, Beschl. v. 29.3.2010 – 4 BN 65.09, Rn. 9.

15  gl. Schmidt-Eichstaedt, Repowering in der Regionalplanung, ZfBR 2013, S. 639 (639 ff).

Die planerische Sicherung von 
Repoweringstandorten

Die planerische Sicherung von Altstandorten für ein spä-
teres Repowering kann sowohl auf Raumordnungs- als 
auch auf Bauleitplanungsebene erfolgen. Die Auswei-
sung der Altstandorte erfolgt nach den allgemeinen pla-
nungsrechtlichen Vorgaben. In diesem Kontext ist auch 
eine bevorzugte Behandlung von Repoweringstandorten 
grundsätzlich gestattet.  

Für das Repowering als Belang sprechen die grundsätzlich 
diskutierten Belange, wie das allgemeine Klimaschutzinter-
esse (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG, § 1a Abs. 5 Satz 1 BauGB) 
und das Interesse am Ausbau der Erneuerbaren Energien 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 8 ROG, § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB). Doch 
auch der Bodenschutz (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 Satz, Nr. 6 Satz 2 
ROG; § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB) ist im Kontext des Repo-
werings von Interesse. So können mitunter versiegelte 
Flächen weiter genutzt werden, ohne dass neue Flächen 
erschlossen werden müssen. Der Repoweringbelang fällt 
daneben zusätzlich ins Gewicht. Besonders die Belange 
des Eigentümers können hier verstärkt ins Gewicht fal-
len. Insofern kann mit Verweis auf den Repoweringbelang 
mitunter auch eine Abweichung von ansonsten angewen-
deten weichen Tabu- und Ausschlusskriterien (bspw. Sied-
lungsabständen) bergründet werden.

Mit dem Repowering ist vielfach das Wachstum der 
Anlagendimensionen verbunden. Das fällt besonders 
ins Gewicht, wenn es sich um siedlungsnahe Standorte 
handelt. In diesen Fällen besteht mitunter das Bedürfnis 
der wachsenden Anlagenhöhe mit Höhenbeschränkun-
gen entgegenzuwirken, bspw. zum Schutz der Siedlungs-
entwicklung, des Landschaftsbildes oder vorsorglich als 
Schutz vor einer optisch bedrängenden Wirkung. 

Dahingehende Festlegungen sind grundsätzlich mög-
lich und Gegenstand der Abwägung. Dennoch kön-
nen Höhenbeschränkungen nicht grenzenlos eingesetzt 
werden. Ihre Grenzen sind hier ggf. die Erforderlichkeit 
(§ 1 Abs. 3 BauGB) und die in der Abwägung zu berück-
sichtigenden Betreiberinteressen im konkreten Einzelfall 
(§ 1 Abs. 7 BauGB). In diesem Kontext ist beachtenswert, 
dass übermäßige Höhenbeschränkung der Wirtschaft-

https://www.bverwg.de/290310B4BN65.09.0
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lichkeit von Anlagenerrichtungen entgegenstehen kön-
nen. Zwar sind Planungsträger nach der Rechtsprechung 
grundsätzlich nicht dazu verpflichtet möglichst optimale 
bzw. wirtschaftliche Standorte bereitzustellen bzw. zu pro-
gnostizieren; Unwirtschaftlichkeit ist dennoch als Vollzieh-
barkeitshindernis möglich.16 

Ein konkretes Beispiel bietet der Entwurf der Planungs-
region Leipzig-Westsachsen. Prinzipiell weist dieser Flä-
chen für die Windenergienutzung im Rahmen einiger 
Vorrang- und Eignungsgebiete aus, die aufgrund der 
geringen Abstände zu Siedlungsgebieten normalerweise 
nicht ausgewiesen würden. Das kann dem Repowering 
grundsätzlich förderlich sein. Dafür sind jedoch auch die 
Höhenbeschränkungen recht umfassend gestaltet. Näher 
als 750 m zur Wohnbebauung entfernte Windenergie-
anlagen sind mitunter nur bis zu einer Gesamthöhe von 
100 m zulässig. Im Abstand von 750 m bis 1.000 m darf 
die Nabenhöhe der Anlagen nicht höher als der zehnfache 
Abstand sein.17 Hier stellt sich die Frage, ob diese Regelun-
gen nicht zu weitgehend sind; insbesondere, weil selbst 
der Planungsentwurf anmerkt, dass Anlagen mit derart 
geringen Dimensionen wohl serienmäßig nicht verfüg-
bar sind. Insbesondere wenn diese Flächen im Rahmen 
der Frage des Substanziell-Raum-Verschaffens eingepreist 
würden, könnte dies problematisch sein.

Fazit

In seinem Fazit stellte Dr. Wegner heraus, dass Repowe-
ringstandorte grundsätzlich nach allgemeinen Grundsät-
zen durch den Plangeber ausgewiesen werden können. 

Wo Repoweringstandorten raumordnerische Mindestab-
standsregelungen (§ 249 Abs. 3 BauGB) oder auch eine 
abschließende Planung grundsätzlich entgegenstehen, 
können dennoch gewisse Freiräume geschaffen werden. 
So kann das Repoweringinteresse auch im Rahmen einer 
im Grundsatz abschließenden Planung mittels Ausnahmen 
und Zielabweichungen (§ 6 Abs. 1 und 2 ROG) zur Verwirk-
lichung kommen. Darüber hinaus steht es dem Plangeber 
auf Raumordnungsebene offen, im Rahmen seiner Kon-
zentrationszonenplanung durch Ausweisung von Weiß-
flächen und Vorbehaltsgebieten von Weißflächen und 

16  Umfassend: FA Wind, Höhenbegrenzung von Windenergieanlagen, 2021.

17   Entwurf Regionalplan, Leipzig-Westsachsen, Stand 13.3.2020.

Vorbehaltsgebieten die Entscheidung über die fortgesetzte 
Öffnung der Altstandorte auf die kommunale Ebene zu 
verlagern. Voraussetzung für die weitere Nutzbarkeit der 
Standorte ist dann der Wille, dem Repowering Raum zu 
geben. Wo dieser Wille fehlt, könnte der Bundesgesetz-
geber zukünftig im Wege neuer Rechtssetzung versuchen, 
das Repowering auch entgegen dem Willen von Planungs-
trägern zu befördern. Dies bleibt abzuwarten.

�Fragen und Diskussion

Aus dem Plenum wurde nach Planungsbeispielen gefragt, 
bei welchen eine Konzentrationsplanung gegeben ist, wel-
che jedoch nicht das Repowering ausschließen soll. Herr 
Wegner verwies hier auf das Land Brandenburg. Dort 
zeige sich in der genannten Entscheidung des Oberver-
waltungsgerichts zur Planungsregion Havelland Fläming, 
dass sowohl Ausnahmen (§ 6 Abs. 1 und Abs. 2 ROG) als 
auch durch Weißflächen und Vorbehaltsgebiete Raum 
für Windenergieplanung geschaffen wurde. In Sachsen-
Anhalt habe es eine ähnliche Entscheidung gegeben. Auch 
dort habe der Plangeber Flexibilität durch Vorbehaltsge-
biete und Weißflächen geschaffen. Trotz dieser Hand-
lungsspielräume nach Maßgabe des vorhandenen Rechts 
würden diese Möglichkeiten in den Bundesländern mit 
abschließender Planung von übergeordneten Planungs-
trägern bislang nur in Ausnahmefällen genutzt. Grund-
sätzlich sei eine solche Steuerung begrüßenswert, weil 
sie insbesondere für die örtliche Planung wichtige Hand-
lungsspielräume einräume. Es erscheine insbesondere 
aufgrund der Entwicklung in den letzten Jahren vor dem 
Hintergrund verschärfter Mindestabstandsregelungen und 
auch der Entprivilegierungsregelung auf Grundlage von 
§ 249 Abs. 3 BauGB besonders wichtig, dass sich Kommu-
nen selbständig damit auseinandersetzen könnten, ob sie 
etablierte Standorte für ein Repowering erhalten wollen. 

Eine weitere Frage bezog sich darauf, dass ältere Bau-
leitpläne oft nicht an die Ziele der Raumordnung ange-
passt seien. Wie verhalte es sich in diesem Fall mit dem 
Repowering außerhalb von Eignungsgebieten im Rahmen 
alter  Pläne? Wegner konstatierte, dass es solche Fälle 
immer wieder gibt. Dann seien die Kommunen verpflich-
tet, ihre Bauleitpläne anzupassen und sie so zu ändern (§ 1 

https://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/Genehmigung/FA_Wind_Hintergrundpapier_Hoehenbeschraenkungen_01-2021.pdf
https://buergerbeteiligung.sachsen.de/portal/rpv-westsachsen/beteiligung/themen/1020409/1031814
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Abs. 4 BauGB), dass sie mit der Raumordnung in Einklang 
stehen. Sehe die Raumordnung eine Ausschlusswirkung 
für Flächen vor, dürfen die Bauleitpläne nichts Gegenteili-
ges planen. Trotzdem stelle sich in Einzelfällen auf Zulas-
sungsebene die Frage, ob beantragte Windenergieanlagen 
in den noch bestehenden und noch nicht angepassten 
Bebauungsplänen gleichwohl zulässig sind. Es sei dann 
die Frage, ob sich die Ziele der Raumordnung durchsetzen, 
oder der alte Bauleitplan, der aber zielwidrig ist. Da gäbe 
es unterschiedliche Ansichten in Literatur und Rechtspre-
chung. Der VGH Kassel hat vor drei Jahren für Nordhessen 
entschieden, dass sich hier der Regionalplan durchsetzt, 
auch wenn er noch nicht in der Bauleitplanung umgesetzt 
wurde. Andere Gerichte sähen dies jedoch anders.18 

Ein Fragesteller wollte wissen, ob Dr. Wegner eventu-
elle Umsetzungsbeispiele für Zielabweichungsverfahren 
kenne. Und wie mit der Frage der Grundzüge der Planung 
umgegangen werden solle. Wegner antwortete, dass es 
Beispiele gibt, er sie aber primär aus der Rechtsprechung 
kenne. Es sei in der Tat schwierig den Begriff der „Grund-
züge der Planung“ genau zu konkretisieren. Er sei ten-
denziell eng zu verstehen, weshalb so allenfalls einzelne 
Anlagenstandorte im Wege einer Ausnahme für ein Repo-
wering offenständen. Deswegen könne es im Einzelfall 
durchaus ein Mittel sein, was aber auch von der Praxis 
der Landesplanungsbehörde abhänge. Denn die Entschei-
dung beruhe sowohl auf unbestimmten Rechtsbegriffen 
als auch dem Ermessen der Planungsbehörde; dazu gäbe 
es keine einheitliche Praxis.

Die letzte Frage bezog sich darauf, ob die Abweichung von 
weichen Ausschlusskriterien auch für Repowering Anlagen 
gilt, wenn diese in Ausschlussgebieten liegen. Es ginge um 
Altanlagen, die nun ausliefen und weitergeführt werden 
sollen, obwohl sie in der Gebietskulisse des Regionalplans 
im Ausschlussgebiet liegen. Wie könne der Regional-
plan so angepasst werden, dass die Anlagen ermöglicht 
werden, ohne dass die Grundzüge der Planung berührt 
werden? Wegner antwortete, dass es bei weichen Tabu-
kriterien Abwägungsmöglichkeiten gäbe und das Repo-
weringinteresse rechtfertigen könne, dass diese weich 
tabuisierten Flächen anders behandelt werden könnten 
als vergleichbare Flächen, wo keine Bestandsanlagen 
stünden. Das sei aus seiner Sicht ein maßgeblicher Unter-

18 � VGH Kassel, Beschl. v. 25.1.2018 – 4 B 1535 / 17; kritisch hierzu Kümper, Divergierende Konzentrationsflächen im Regionalplan und im Flächennutzungsplan,  
ZfBR 2018, 646 ff. m. w. N.

schied, der eine unterschiedliche Behandlung rechtfertige. 
Denn einerseits gäbe es ja bestimmte Eigentümerinteres-
sen, andererseits und vielleicht maßgeblicher mit Blick auf 
das Landschaftsschutzgebiet sei: es gäbe hier auch Vor-
belastungen – Wege, die erschlossen, und Leitungen, die 
verbaut wurden. Und deshalb könne ein solcher Standort 
anders behandelt werden als andere Standorte. 
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Realisierung des Repowerings in 
der Planung Schleswig-Holsteins
Ulrich Tasch, Ministerium für Inneres, ländliche Räume, Integration und Gleichstellung  
des Landes Schleswig-Holstein

Ulrich Tasch skizzierte zunächst die Ausgangslage, von der 
aus sich Schleswig-Holstein mit dem Thema Repowering in 
der Regionalplanung beschäftigt. Im Januar 2015 wurden 
vom Oberverwaltungsgericht Kiel die alten Regionalpläne 
für unwirksam erklärt, sodass die Neuaufstellung der Regi-
onalpläne erforderlich wurde. In Schleswig-Holstein ist die 
Regionalplanung zentral auf Landesebene zusammen mit 
der Landesplanungsbehörde im Innenministerium ange-
siedelt, was bedeutet, dass es eine landesweit einheitliche 
Regionalplanung aufbauend auf einem Landesentwick-
lungsplan gibt. So ist es möglich, sich mit der Windener-
gieplanung und auch dem Repowering im Kontext der 
Gesamtsituation im Land zu befassen.

Nachdem Kriterien zur Ermittlung der Potenzialflächen 
festgelegt wurden, ergab sich, dass es bei einem Gesamt
bestand von 3.260 Windenergieanlagen in Schleswig-
Holstein 1.415 Anlagen gab, welche sich nach den 
neuen Planungsüberlegungen außerhalb von Vorrang-
gebieten befinden würden. Gründe für die Lage außer-
halb von Potenzialflächen waren in erster Linie geringe 
Abstände zur Wohnbebauung. So lagen zum Zeitpunkt 
der Kriteriendefinition etwa 775 Anlagen näher als 400 m 
an Außenbereichswohnlagen, Einzelhäusern oder Split-
tersiedlungen oder näher als 800 m an Siedlungen. Wei-
tere 440 Windenergieanlagen lagen im Abstand zwischen 
800 und 1.000 m zu Siedlungen. Mancherorts waren keine 
ausreichenden Flächengrößen für ein Vorranggebiet am 
Altstandort verfügbar oder die Abstände zu Freileitungen 
und Bahntrassen hatten sich als zu gering herausgestellt. 
Auch militärisch bedingte Bauverbote konnten im Einzel-
fall eine weitere Planung verhindern. 

Berücksichtigung von Altanlagen 

An einem Beispiel aus dem Kreis Ostholstein erläuterte 
Ulrich Tasch wie Altstandorte im Rahmen der Festlegung 
neuer Potenzialflächen Berücksichtigung gefunden haben 
und wie sich das konkret in der Landschaft darstellt.

Um die rund 1.400 ermittelten Anlagen zumindest teil-
weise für ein Repowering zu sichern, gäbe es zwei grund-
legende Ansätze: Zum einen den Erhalt der Altstandorte, 
zum anderen die Schaffung von „Umzugsmöglichkeiten“ 
von WEA. 

Beim Erhalt von Bestands-WEA wird, anstatt der zunächst 
pauschal angestrebten 1.000 m, ein Siedlungsabstand von 
800 m zugrunde gelegt, sodass für die WEA im Bereich 
zwischen 800 und 1.000 m ein Repowering möglich bleibt. 
Gibt es dort keine Altanlagen, gilt in der Regel der 1.000 m 
Abstand. Dies wurde als ein Abwägungskriterium in das 
gesamträumliche Plankonzept integriert. Parallel dazu gilt 
das Ziel der Raumordnung, dass die fünffache Gesamt-
höhe als Abstand von Siedlungen für neu hinzutretende 
Anlagen einzuhalten ist (sog. 5-H-Regelung). Auf dieser 
Basis konnten 440 Windenergieanlagen zusätzlich in die 
neuen Vorranggebiete integriert werden.

Bei der Schaffung von „Umzugsmöglichkeiten“ für die 
verbleibenden Anlagen wurden zusätzliche Vorrang
gebiete ausgewiesen, die allein dem Repowering offen-
stehen. Diese Flächen haben einen Siedlungsabstand 
von 1.000 m. Sie dienen dem Ziel, die Landschaft dort zu 
entlasten und Freiräume zu schaffen, wo viele alte WEA 
außerhalb von Vorranggebieten stehen und wo ein Erhalt 
dieser Alt-Standorte nicht mehr sinnvoll erscheint. Auf die-
sem Weg soll die Konzentrationsplanung gestärkt werden. 
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Herr Tasch erläuterte die Herleitung des Repowerings Flä-
chenbedarfes für „Umzugsflächen“ in Zahlen. Ausgangs-
punkt waren die rund 1.000 Windenergieanlagen, welche 
auch nach Anwendung des reduzierten Siedlungsabstan-
des noch außerhalb der Vorranggebiete für Windenergie 
lagen. Von diesen besaßen rund 400 Anlagen ein Repow-
ering-Potenzial, da sie eine Betriebszeit von mehr als zehn 
Jahren und eine Leistung von kleiner oder gleich zwei 
Megawatt aufwiesen. Berücksichtigt wurden nur WEA, 
die außerhalb eines 100-m-Puffers um die geplanten Vor-
ranggebiete lagen. Bei Windenergieanlagen, die näher als 
100 m an regulären Vorranggebieten liegen, wurde davon 
ausgegangen, dass sie im Zuge eines Repowerings in diese 
Gebiete integriert werden können. Für die Berechnung 
wurde die Annahme zugrunde gelegt, dass in Repowe-
ring-Vorranggebieten Windenergieanlagen mit durch-
schnittlich 3,2 MW Leistung errichtet werden und eine 
Anlage zwei Altanlagen ersetzt. Auf dieser Basis wurde ein 
durchschnittlicher Flächenbedarf von 3,33 ha / MW ermit-
telt, was für die so rechnerisch möglichen rund 200 Repo-
wering-Anlagen eine Gesamtfläche von 2.205 ha ergibt.

Auch die Auswahl zukünftiger „Umzugsflächen“ wurde 
auf Basis bestimmter Kriterien getroffen. Wie die Vorrang-
gebiete auch müssen sie außerhalb harter und weicher 
Tabuzonen liegen. Des Weiteren musste es eine mit Wind-
energie unbebaute Fläche sein, welche 1.000 m Abstand 
zu Siedlungen und 400 m Abstand zu Außenbereichs-
wohnlagen aufwies. Zudem sollten stark vorbelastete 
Regionen entlastet werden. Die Flächen wurden also dort 
platziert, wo ein möglichst enger räumlicher Bezug der 
Altanlagen zu den neuen Repowering-Flächen besteht. 
Sie sollten im gleichen Planungsraum und innerhalb einer 
Landschaftseinheit, idealerweise im direkten Umfeld von 
Altanlagen liegen. Der erwartete Entlastungseffekt durch 
den Umzug, verbunden mit Reduzierung der Anlagenzahl 
war das entscheidende Abwägungskriterium zur Begrün-
dung einer Flächenneuausweisung in bereits stark vorbe-
lasteten Regionen.

Auf dieser Basis ergab sich statt des zuvor rechnerisch 
ermittelten Flächenbedarfs von 2.205 ha eine umsetzbare 
Fläche von 1.631 Hektar für das Repowering. 

Potenzialfläche

Bestands-WEA

WEA-Anträge

Vorranggebiet

Vorranggebiet Repowering

Herleitung des 
Repowering-Flächenbedarfes

Beispiele aus dem Kreis Ostholstein

Quelle: Ministerium für Inneres, ländliche Räume, 
 Integration und Gleichstellung, Schleswig-Holstein
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�Nutzungsbedingungen für ein 
Repowering auf Vorrangflächen 

Die tatsächliche Nutzung der für das Repowering bereit-
gestellten „Umzugsflächen“ ist von bestimmten Bedin-
gungen abhängig. Diese sind im Rahmen des neuen 
Regionalplans als Ziele und Grundsätze der Raumordnung 
festgelegt. 

Zunächst unterliegt deren Inanspruchnahme einer zeitli-
chen Befristung in der Form, dass sie bis zum 31. Dezember 
2030 (10 Jahre ab Wirksamkeit der Regionalpläne) genutzt 
werden müssen. Mit Zeitablauf verfällt der Anspruch, dort 
Anlagen zu bauen. Für die Errichtung einer Windenergie-
anlage innerhalb eines Vorranggebietes Repowering müs-
sen zudem mindestens zwei Altanlagen außerhalb der 
Vorranggebiete Windenergie zurückgebaut werden. Klein-
anlagen, Nebenanlagen und bereits stillgelegte Anlagen 
können hier nicht angerechnet werden. Altanlagen, die 
inklusive des Rotors in einem Umkreis von 100 m außer-
halb von Vorranggebieten liegen, sollen in der Regel auch 
nicht angerechnet werden. 

Für den Rückbau der Altanlagen sind ebenfalls konkrete 
Vorgaben getroffen worden. So müssen vor Inbetrieb-
nahme der neuen Anlage alle Teile oberhalb des Funda-
mentes der Altanlagen beseitigt werden. Alle weiteren 
Bestandteile der Altanlage sind innerhalb von sechs Mona-
ten nach Inbetriebnahme der Neuanlage zu entfernen. 

Die abgebauten und die neu zu errichtenden Anlagen sol-
len innerhalb eines Planungsraumes liegen. Auf die räum-
liche Nähe zwischen abzubauenden Altanlagen und neuen 
Anlagen soll geachtet werden. Zusätzlich darf das Orts- 
und Landschaftsbild nicht mehr als bisher beeinträchtigt 
werden. 

Zur Sicherung dieser Ziele und Grundsätze ist vorgese-
hen, dass die Landesplanungsbehörde in jedem immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren beteiligt 
wird, sodass sie prüfen kann, ob das Repowering-Konzept 
eines Vorhabenträgers mit den Zielen und Grundsätzen 
der Landesbehörde übereinstimmt. Das führt in der Praxis 
dazu, dass es schon im Vorfeld eine genaue und konkrete 
Abstimmung mit den Repowering-Projektträgern gibt.

�Entwicklung der Repowering-
Regelungen von 1996 bis 2020

In einem Rückblick zeigte Herr Tasch die Entwicklung der 
regionalplanerischen Repowering-Regelungen in Schles-
wig-Holstein für den Zeitraum 1996 bis 2020 auf. Bis 2010 
galt, dass Repowering außerhalb von Vorranggebieten nur 
am Altstandort möglich war. Auch bestand eine Begren-
zung der Leistungserhöhung um maximal 50 %, um so 
indirekt die Höhe zu begrenzen und das Landschaftsbild 
nicht zu stark zu belasten. Die Reduzierung der Anlagen-
zahl war grundsätzlich erwünscht. Eine Bauleitplanung 
war Voraussetzung für die Durchführung eines Repowe-
ringvorhabens. Es gab keine konkreten Flächenvorgaben 
für Repowering. In Tabuzonen war Repowering jedoch 
nicht möglich. 

In der nächsten Generation Regionalpläne der darauffol-
genden Jahre wurden die strikte Bindung an den Altstand-
ort, die verpflichtende Bauleitplanung und die Limitierung 
der Leistungssteigerung aufgehoben. Die Anlagenzahl 
musste beim Repowering außerhalb der (damals noch) 
Eignungsgebiete mindestens halbiert werden. 
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In den am 31. Dezember 2020 in Kraft getretenen Plä-
nen, deren Aufstellung 2015 begann, wurden erstmals 
konkrete Vorranggebiete für Repowering ausgewiesen. 
Unverändert seit 2010 gilt auch in den neuen Regional-
plänen, dass Alt- und Neuanlagen innerhalb eines räum-
lich funktional zusammenhängenden Landschaftsraumes 
liegen müssen, und dass privilegierte Nebenanlagen und 
Windenergieanlagen unter 30 m Gesamthöhe nicht ange-
rechnet werden können. 

�Fazit

In der Praxis – so Ulrich Tasch – wird das Repowering-Kon-
zept mit den dafür vorgesehenen Flächen grundsätzlich 
gut angenommen. Schwierigkeiten ergeben sich oft bei 
der Umsetzung im Detail. So stehen zum Beispiel nicht 
immer die Altanlagen, die räumlich am günstigsten zur 
Repoweringfläche liegen, tatsächlich zum Abbau zur Ver-
fügung, weil keine für beide Seiten – Altbetreiber und 
neue Windparkgesellschaft – akzeptable privatrechtliche 
Vereinbarung (Kauf oder Teilhabe am neuen Windpark) 
zustande kommt. Dort wo sehr viele Anlagen stünden, 
etwa in Regionen wie Dithmarschen oder Nordfriesland, 
ergäben sich aber vielfältige Rückbaumöglichkeiten in 
unterschiedlichen Projekten auf verschiedensten Flä-
chen. In der Gesamtbilanz über mehrere Projekte kommt 
es dann am Ende trotzdem zu den gewünschten Entlas-
tungseffekten für das Landschaftsbild in stark vorbelaste-
ten Regionen 

Das Vorgehen Schleswig-Holsteins lasse sich sicherlich 
nicht ohne weiteres auf alle Bundesländer Deutschlands 
übertragen. Dafür seien die regionalen Unterschiede wie 
bspw. die Flächenkulisse, die Betreiberstruktur und auch 
der Energieertrag zu individuell. Als Komponente für ein 
erfolgreiches Repowering hätte sich dennoch gezeigt, dass 
die erfolgreichsten Akteure gut vernetzte regionale Projek-
tierer und in der Regel vor Ort ansässige Altanlagenbetrei-
ber seien. Zudem können diese Akteure mittlerweile auf 
einen größeren Erfahrungsschatz zurückblicken, weil in 
Schleswig-Holstein schon in früheren Regionalplänen das 
Repowering miteinbezogen worden sei. Dementsprechend 
seien in der Vergangenheit bereits viele Repowering-Pro-
jekte in Schleswig-Holstein erfolgreich umgesetzt worden.

Fragen und Diskussion 

Für die Veranstaltungsteilnehmer von Interesse war 
zunächst die Ausgestaltung der 5-H-Regelung. Auf die 
Frage, ob diese nur für Neuvorhaben gelte oder sich auch 
auf das Repowering beziehe, führte Ulrich Tasch aus, dass 
die 5-H-Regelung grundsätzlich für alle neu errichteten 
Anlagen gelte. Dementsprechend seien auch Repow-
eringvorhaben in diese Regelung miteinbezogen. Es sei 
geprüft worden, ob diese Regelung in Form einer indi-
rekten Höhenbegrenzung eine zu starke Einschränkung 
sei. Schleswig-Holstein liege im Ländervergleich aber 
beim Anlagenbau deutlich unter den durchschnittlichen 
Anlagenhöhen. Das läge vorrangig im sehr guten Win-
dertrag begründet, aufgrund dessen auch kleinere Anla-
gen wirtschaftlich arbeiten können. Die Regionalplanung 
müsse auf Vorrangflächen einen wirtschaftlichen Betrieb 
von WEA ermöglichen, sich aber nicht am maximal mög-
lichen Ertrag orientieren. Insofern sei die Regelung nach 
Auffassung der Landesplanung angemessen. Mit zuneh-
mendem Siedlungsabstand würden im Übrigen auch die 
sehr hohen Anlagen gebaut, die dann die 5-H-Regelung 
auch bei 200 m oder mehr Gesamthöhe noch einhalten. 

Die nächste Frage bezog sich auf den Austausch von einer 
Neuanlage gegen zwei Altanlagen. Wie erfolge solch ein 
Austausch, ohne andere Marktteilnehmer zu diskriminie-
ren, da ja die bestehenden Flächen an die Vorhabenträ-
ger gebunden seien? Nach Einschätzung von Herrn Tasch 
werde einer möglichen Diskriminierung dadurch begeg-
net, dass im Rahmen eines landesplanerischen Grund-
satzes ein Entscheidungsermessen offengehalten werde, 
welche Anlagen tatsächlich als anrechenbar beurteilt wür-
den. So sei der Kreis derjenigen Betreiber, die wirklich von 
einer Vorrangfläche profitieren, nicht von vornherein so 
starr festgelegt. Das sei eine Lösung, die keine unzulässige 
Einschränkung in Eigentumsrechte bedeutete. 
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Auf die Frage, wie viele Nebenanlagen es im Bundesland 
gäbe, ging Ulrich Tasch von schätzungsweise 50 bis 70 
Anlagen aus. Er führte aus, dass sich diese Zahl nicht mehr 
so stark verändern würde. Ein Trend zur vermehrten Errich-
tung von Nebenanlagen sei derzeit in Schleswig-Holstein 
nicht erkennbar.

Angesprochen auf die Bindungswirkung von Grundsätzen 
der Raumordnung für das Genehmigungsverfahren führte 
Herr Tasch aus, dass eine Genehmigungsbehörde im Ein-

zelfall von diesen abweichen könne. Wesentliche Kerninte-
ressen, wie bspw. der Austausch zweier Altanlagen gegen 
eine Repowering-Anlage, seien hingegen als Ziel formu-
liert, sodass hier verbindliche Standards gesetzt worden 
seien. Bislang sei nicht bekannt, dass Immissionsschutzbe-
hörden von den Grundsätzen der Raumordnung abgewi-
chen seien. Wenn diese aber im Genehmigungsverfahren 
überprüft würden, könne eine Genehmigungsbehörde 
natürlich auch zu einem anderen Ergebnis kommen.
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Realisierung des Repowerings in 
der Planung Niedersachsens
Dr. Stephan Löb, Claudia Hopp, Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz  

19  Deutsche Windguard, plan-GIS, Repoweringpotenzial in Niedersachsen, 2020

Dr. Löb erläuterte zu Beginn, dass in Niedersachsen schon 
sehr früh auf vielen windhöffigen Standorten Windener-
gieanlagen errichtet wurden. Heute gibt es in Niedersach-
sen mehr als 6.000 Anlagen mit einer installierten Leistung 
von über 11 GW. Aufgrund der dezentralisierten und hete-
rogenen Planungslandschaft in Niedersachsen besteht 
derzeit kein vollständiger Überblick der regional- und ins-
besondere bauleitplanerischen Flächenausweisungen für 
Windenergie an Land und damit auch nicht über die Repo-
weringfähigkeit vorhandener Standorte. 

�Repowering-Potential in Niedersachsen

Im Jahre 2020 führte das Niedersächsisches Ministerium 
für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz (MU) eine 
Repowering-Potenzialanalyse durch.19 Ausgangspunkt die-
ser Betrachtung waren die Windenergieanlagen, die bis 
Ende 2005 in Betrieb genommen worden sind (für diese 
Anlagen läuft der Anspruch auf EEG-Förderung zwischen 
2021 und 2025 aus, so dass ein Repowering in naher 
Zukunft relevant werden kann). Der ausgewählte Fokus-
zeitraum umfasst rund 3.200 Windenergieanlagen mit 
einer Gesamtleistung von ca. 3,94 GW. Dies entspricht 
ungefähr der Hälfte des landesweiten Gesamtbestands 
von rund 6.000 Anlagen und stellt ca. 35 % der installier-
ten Leistung dar.

Die Potentialanalyse zeigte, dass nicht alle diese Anlagen 
einem Repowering zugänglich sind. Ein Hauptgrund dafür 
sind die knapp 1.300 Anlagen, die sich derzeit nicht in 
planerisch festgelegten Vorrang-, Eignungsgebieten oder 
Sondergebieten befinden. Doch auch die verbleibenden 
rund 2.000 Anlagen stehen nicht zwangsläufig einem 
Repowering offen. Ihr Potential ist bspw. aufgrund beste-
hender Höhenbeschränkungen oder der Lage im Anlagen-

schutzbereich der Flugsicherung reduziert. Nach Abzug 
der genannten Faktoren verbleiben nach der Analyse 893 
Anlagen, die sich potenziell für ein Repowering eignen. 

Organisation und rechtliche Rahmen-
bedingungen der Raumordnung in 
Niedersachsen

Dr. Löb gab einen kurzen Überblick der Organisation der 
Raumordnung Niedersachsen. Diese findet auf drei Ebe-
nen statt; Oberste Landesplanungsbehörde ist das Nie-
dersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz (ML). Die oberste Landesplanungs-
behörde übt die Rechts- und Fachaufsicht über die vier 
oberen Landesplanungsbehörden (Ämter für regionale 
Landesentwicklung) aus, welche als Mittelbehörde wie-
derum die Aufsicht über die unteren Landesplanungs-
behörden wahrnehmen und für die Genehmigung der 
Regionalen Raumordnungsprogramme zuständig sind (in 
diesem Rahmen erfolgt eine Rechtmäßigkeitsprüfung). 

Die Regionalen Raumordnungsprogramme werden von 
den Trägern der Regionalplanung als Aufgabe des eige-
nen Wirkungskreises erarbeitet (§ 20 Abs. 1 Satz 2 des 
Niedersächsischen Raumordnungsgesetzes (NROG)). Sie 
übernehmen gleichzeitig Aufgaben der unteren Landes-
planungsbehörden im übertragenen Wirkungskreis. Die 
Planungsräume der regionalen Ebene in Niedersachsen 
sind vergleichsweise klein und gliedern sich in 31 Land-
kreise, fünf kreisfreie Städte, die Stadt Göttingen sowie 
die Region Hannover und der Regionalverband Großraum 
Braunschweig. 

https://www.umwelt.niedersachsen.de/download/158636/Repoweringpotenzial_in_Niedersachsen_Analyse_2020.pdf
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Für die Aufstellung und Änderung des landesweiten 
Raumordnungsplans (Landes-Raumordnungsprogramm 
(LROP)) ist das Niedersächsische Ministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz als oberste 
Landesplanungsbehörde zuständig. Die abschließende 
Beschlussfassung zum LROP obliegt der Landesregierung. 
Das LROP setzt hierbei den Rahmen für die Ausgestaltung 
der Regionalen Raumordnungsprogramme (RROPs). Die 
bezüglich der Windenergienutzung getroffenen Festle-
gungen als Ziele und Grundsätze der Raumordnung haben 
eine mittlere Regelungstiefe und belassen den RROPs bei 
der Umsetzung Handlungsspielräume für die Bezugnahme 
auf die örtlichen Gegebenheiten. Sachliche oder räumliche 
Teilprogramme sind nicht zulässig (§ 5 Abs. 1 NROG). Zwar 
haben die Träger der Regionalplanung die Möglichkeit, ein 
bestehendes RROP im Änderungsverfahren bedarfsgerecht 
in Teilen fortzuschreiben; die Änderungen teilen aber das 
„Schicksal“ des Gesamtplans. Dies bedeutet, dass vom 
Ablauf der Geltungsfrist oder Aufhebung des Gesamt-
plans auch der Teilabschnitt betroffen ist. 

Die Träger der Regionalplanung sind bei der Erstellung 
der RROPs nicht völlig frei in ihren Planungsvorstellungen, 
sondern unterliegen der Anpassungspflicht an das LROP. 
Indem die RROPs aus dem LROP entwickelt werden, kon-
kretisieren sie dessen Ziele sachlich und räumlich. Darüber 
hinaus haben die Regionalplanungsträger die Möglichkeit, 
eigene Grundsätze und Ziele der Raumordnung festzule-
gen (§ 5 Abs. 3 Satz 2 NROG); so bspw. im Bereich des 
Repowerings. Soweit im LROP umsetzungspflichtige Ziele 
formuliert sind, steht es dem Träger der Regionalplanung 
nicht frei von der Umsetzung abzusehen. Dies gilt natür-
lich auch für die landesplanerische Vorgabe, in den RROPs 
geeignete raumbedeutsame Standorte für die Windener-
gie zu sichern und festzulegen. 

Die Träger der Regionalplanung sind durch das Anpas-
sungsgebot verpflichtet, ihre Pläne unverzüglich – d. h. 
ohne schuldhaftes Verzögern – an das LROP anzupassen 
(§ 5 Abs. 3 Satz 3 NROG). Diese Regelung hat Vorrang vor 
der allgemeinen Regelung des § 5 Abs. 7 NROG zu einer 
turnusmäßigen Gesamtüberprüfung des RROP auf Aktu-
alität spätestens alle zehn Jahre. Eine abschnittsweise 
Änderung (z. B. nur Repowering) kommt nur für ein an 
das LROP angepasstes RROP in Frage.

Dr. Löb stellte den Stand der Fortschreibung der RROPs in 
Niedersachsen dar (Februar 2021). Insbesondere die hohen 
rechtlichen Anforderungen an die Konzentrationszonen-
planung, die in jedem Planungsraum vollumfänglich für 
eine rechtssichere Planung zu erfüllen sind, erschwert die 
zügige und rechtssichere Erarbeitung von Plänen. Diese 
Problematik trifft alle Planungsträger bundesweit. Hier 
zeigt sich aber auch ein Vorteil, der vergleichsweise klein-
teiligen Planungslandschaft Niedersachsens: Soweit ein-
zelne Pläne vor Gericht scheitern, bleibt der entstehende 
Planungsschaden regional begrenzt. Gleichzeitig könnten 
anderen Planungsträger, die mit der Planaufstellung bzw. 
-fortschreibung befasst sind, frühzeitig auf die aus der 
aktuellen Rechtsprechung resultierenden Anpassungser-
fordernisse reagieren.

Insgesamt sei jedoch festzustellen, dass viele Planungs-
räume über vergleichsweise alte Programme verfügen, die 
noch auf Grundlage der LROP-Festlegungen 1994, 2008 
oder 2012 basieren. Insofern konstatierte Herr Dr. Löb 
einen erheblichen Anpassungsverzug. Dies sei allerdings 
nicht einer Planungsunwilligkeit der Planungsträger 
geschuldet, sondern externen Faktoren, insbesondere den 
ständig höher werdenden Anforderungen an die Rechtssi-
cherheit von Plänen. Der überwiegende Teil der Planungs-
träger ist derzeit mit der Neuaufstellung oder Änderung 
ihrer RROPs befasst.

�Steuerungsregime für die Wind-
energienutzung im Landes-Raum
ordnungsprogramm

Herr Dr. Löb übergab an dieser Stelle das Wort an Claudia 
Hopp. Sie stellte zunächst einzelne Regelungen des LROP 
die Windenergienutzung betreffend vor und wie diese in 
der Umsetzung der RROP wirken. Der an die Regional-
planungsträger gerichtete Auftrag, für die Nutzung von 
Windenergie geeignete raumbedeutsame Standorte zu 
sichern und unter Berücksichtigung der Repowering-Mög-
lichkeiten in den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
als Vorrang- oder Eignungsgebiete festzulegen (Kap. 4.2 
Ziffer 04, Sätze 1 bis 9 LROP 2017), ist als Ziel der Raum-
ordnung bereits seit 1994 im LROP verankert. 
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Die Träger der Regionalplanung in Niedersachsen sind 
ausdrücklich Adressat dieser Regelung. Dieser landesseitig 
formulierte Planungsauftrag ist in den RROPs umzusetzen. 
Es besteht kein Spielraum von einer Umsetzung abzuse-
hen. Gleiches gilt für die Art der Festlegung; die Festlegung 
hat in Form von verbindlichen Zielen der Raumordnung zu 
erfolgen. Ergänzt wird diese Zielfestlegung durch verschie-
dene weitere Grundsätze wie dem, dass keine Höhenbe-
grenzung festgelegt werden soll. Diese sind auf Ebene der 
Regionalplanung dennoch in Einzelfällen möglich. Ebenso 
gibt es Vorgaben zur Nutzung von Windenergie im Wald. 
Der aktuelle Entwurf des LROP sieht künftig eine weiterge-
hende behutsame Öffnung bestimmter Waldstandorte für 
die windenergetische Nutzung vor. In Bezug auf Repowe-
ring legt das LROP im Grundsatz fest, dass ein Planungsträ-
ger zusätzliche Vorrang- oder Eignungsgebiete festlegen 
kann, um das „Einsammeln“ von Anlagen an ungeeigne-
ten Standorten zu ermöglichen. Dabei soll der Planungs-
träger zusätzlich durch einen raumordnerischen Vertrag 
sicherstellen, dass damit zugleich der Abbau von Altanla-
gen verbunden ist. Allerdings hätten die Grundsätze zum 
Repowering in der regionalplanerischen Umsetzung bisher 
kaum Anwendung gefunden. 

Festlegungen zur Windenergie
nutzungen in RROPs

Claudia Hopp stellte anhand einer Karte den Stand der 
Festlegungen zur Windenergienutzung in RROPs dar. Sie 
erläuterte in welchen Planungsräumen die Windenergie-
nutzung auf Vorranggebiete mit (elf RROP) oder ohne 
Ausschlusswirkung (acht RROP) festgelegt wurden. Des 
Weiteren informierte sie, dass es einige Pläne gäbe, wel-
che aktuell keine Festlegungen zur Windenergienutzung 
träfen. Zahlreiche Programme seien in den letzten Jah-
ren durch Gerichtsurteile gekippt worden. Gerade dort 
komme der Flächensicherung auf Ebene der Bauleitpla-
nung ein hoher Stellenwert zu. Derzeit umfasse die regi-
onalplanerische Sicherung rund 0,6 % der Landesfläche 
und damit 27.800 ha Vorranggebiete für die Windenergie-
nutzung. Hinzu kämen Festlegungen auf Ebene der Bau-
leitplanung.

Beispiele aus der Planungspraxis

Claudia Hopp stellte drei Umsetzungsbeispiele verschiede-
ner Träger der Regionalplanung vor, um zu verdeutlichen, 
wie auf Ebene der RROP die hier interessierenden LROP-
Vorgaben umgesetzt werden. 

�Regionalverband Großraum Braunschweig 

Im Regionalverband Großraum Braunschweig wurden 
6.700 ha Vorranggebiete mit Ausschlusswirkung festge-
legt, was ungefähr 1,3 % des Planungsraums entspricht. 
Mit der im RROP formulierten Ausschlusswirkung als Ziel 
der Raumordnung ist außerhalb der festgelegten Vorrang-
gebiete Windenergienutzung ein Repowering sowohl von 
Einzelanlagen wie auch Windparks unzulässig.
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Eine ausdrückliche Zielfestlegung zugunsten des Repowe-
rings fehlt. Dies ist jedoch vor dem Hintergrund zu sehen, 
dass der Planungsträger die Betrachtung von vorhande-
nen Altstandorten direkt in sein Planungskonzept integ-
rierte. Dabei wurde der Ansatz verfolgt, weitgehend auf 
ein „Wegplanen“ von Altstandorten zu verzichten (Alt-
standorte bezeichnen hier Standorte, die als Vorrang-
gebiete Windenergienutzung im RROP 2008 festgelegt 
worden waren). Dazu hat der Regionalplanungsträger die 
Altstandorte im Einzelnen geprüft. Ein wesentliches Kri-
terium im Rahmen seines Planungskonzepts, welches im 
Hinblick auf den Standorterhalt betrachtet wurde, ist, dass 
ein Abstand 1.000 m zu Siedlungsbereichen oder 500 m 
zu Einzelbebauung nicht unterschritten wird. Soweit Alt-
standorte die Abstände zu den Siedlungsbereichen / Ein-
zelbebauung unterschritten, erfolgte eine Abweichung 
von der jeweiligen weichen Tabuzone. Ein „Wegplanen“ 
erfolgte nur dann, 

•	 �wenn der Siedlungsabstand unterschritten wurde … 

und 

•	 �die verbindliche Bauleitplanung mit ihren Festsetzun-
gen dem Wegplanen nicht entgegenstand, 

oder 

•	 �sich das Wegplanen bereits in den Festsetzungen der 
Bauleitplanung widerspiegelte, 

•	 � in den Teilen eines Altstandortes keine Windenergie-
anlagen standen,

•	 �eine erforderliche Genehmigung für eine dort belege-
ne Windenergieanlage nicht vorlag. 

Im Ergebnis wurden deshalb nahezu alle Altstandorte wie-
der in die Planung mit aufgenommen.

Landkreis Uelzen

Der Landkreis Uelzen umfasst ca. 1.922 ha Vorranggebiete 
für die Windenergienutzung mit Ausschlusswirkung, was 
einem Anteil an der Gesamtfläche des Planungsraumes 
von 1,31 % entspricht. Hier wurde eine ähnliche Vorge-
hensweise gewählt. Außerhalb der Vorranggebiete ist die 
Errichtung raumbedeutsamer Windenergieanlagen, ein-
schließlich des Repowerings bestehender Windenergie-
anlagen, unzulässig. Zugunsten des Repowerings wurden 
Abweichungen von weichen Tabuzonen durch Unter-
schreitung des grundsätzlich geltenden Siedlungsab-
standes von 1.000 m ermöglicht. Damit war im Bereich 
von 400 m bis 1.000 m die Festlegung von Vorranggebie-
ten Windenergienutzung, die ein Repowering eröffnen, 
möglich. Soweit festgelegte Vorranggebiete Windener-
gienutzung den Abstandsbereich von 400 m bis 1.000 m 
(weiche Tabuzone) zu den Siedlungsbereichen unterschrit-
ten, wurde durch ein Ziel der Raumordnung de facto eine 
Höhenbeschränkung eingeführt. Es wurde festgelegt, dass 
neu errichtete Windenergieanlagen, die die Nabenhöhe 
von 100 m über Gelände überschreiten, einen Abstand 
zu Flächen, die als bauleitplanerisch gesicherter Bereich 
dargestellt sind, von mindestens 1.000 m einhalten müs-
sen. Auch hier sei, so Hopp, der Planungsansatz gewe-
sen, Altstandorte nach Möglichkeit in das neue RROP zu 
integrieren, was größtenteils gelungen sei. Lediglich drei 
Standorte wären nach den neu aufgestellten Kriterien 
weggefallen. Durch die faktische Höhenbeschränkung 
stelle sich natürlich die Frage, ob in diesen Gebieten tat-
sächlich ein Repowering umgesetzt werde, da dieses in der 
Regel mit einem Höhenwachstum einhergehe.
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Landkreis Emsland

Die Planung des Landkreis Emsland legt 3.849 ha Vor-
rang- und Eignungsgebiete für die Windenergienutzung 
mit Ausschlusswirkung fest. Der Anteil an der Gesamtflä-
che des Planungsraums liegt bei 1,34 %. Das Repowering 
werde hier vorrangig durch die Möglichkeit einer Zielaus-
nahme ermöglicht. Danach ist außerhalb der festgelegten 
Vorranggebiete für die Windenergienutzung Repowering 
in bauleitplanerisch gesicherten Gebieten möglich, wenn 
die Anzahl und die Gesamthöhe der bereits vorhande-
nen WEA nicht erhöht werden sowie das Orts- und Land-
schaftsbild nicht wesentlich verschlechtert wird. 

Frau Hopp wies darauf hin, dass in einem anderen Pla-
nungsraum eine vergleichbare Regelung im Rahmen einer 
gerichtlichen Entscheidung kritisch gesehen wurde. Das 
Gericht äußerte insbesondere Bedenken, weil der Plange-
ber eben keine weiße Fläche plante, sondern die Nutzung 
der Windenergie an jederzeit änderbare Pläne der Kom-
munen anknüpfte.20 Das RROP des Landkreis Emsland hat 
jedoch bislang vor Gericht Bestand. Auch in diesem RROP 
soll sich die Höhe der WEA nicht erhöhen, was einem 
Repowering entgegenstehen kann. 

20  OVG Lüneburg, Urt. v. 7.2.2020 – 12 KN 75 / 18.

�Fortschreibungsprozess des Landes-
Raumordnungsprogramms

Nach den Beispielen ging Frau Hopp auf die laufende Fort-
schreibung des LROP ein. Das bestehende Programm soll 
im Grundsatz erhalten bleiben. Insbesondere im Bereich 
der Erneuerbaren Energien sind jedoch Änderungen 
geplant. Ein Thema in Zusammenhang mit der Windener-
gienutzung ist die Flächensicherung. Anlass dafür ist das 
politische Landesziel bis 2030 1,4 % der Landesfläche für 
die Windenergienutzung zu sichern. Ab 2030 sollen es 
dann sogar 2,1 % sein. Das ist für die Planung natürlich 
von Relevanz und hat unmittelbare Auswirkungen auch 
für das Repowering. Insofern stellt sich bei zukünftigen 
Aufstellungs-/Änderungsverfahren von RROPs mehr als 
zuvor die Frage, wie Repowering konstruktiv in der Pla-
nung Beachtung finden kann und muss. Eine differenzierte 
Betrachtung zu standorterhaltendem und -verlagernden 
Repowering werden dazu notwendig sein. Auf landespla-
nerische Ebene ist deswegen beabsichtigt, einen neuen 
Grundsatz zum Repowering festzulegen. Danach sollen 
die Träger der Regionalplanung bereits festgelegte Gebiete 
für die Windenergienutzung bei Änderung oder Neuauf-
stellung des RROP auf ihr Potenzial für ein standorter-
haltenes Repowering überprüfen. Der im LROP bereits 
vorhandene Grundsatz der Raumordnung soll erhalten 
bleiben, jedoch wird der Fokus auf standortverlagerndes 
Repowering gelegt. 

Als Fazit hielt Frau Hopp fest, dass das LROP den grund-
sätzlichen Rahmen für den Ausbau der Windenergie fest-
legt und dort konkrete Aufträge an die nachgeordnete 
Planung hinsichtlich der Gebietskulisse formuliert. Der 
Ausbau der Windenergie soll zukünftig ein noch höheres 
Gewicht erhalten. Dementsprechend sei auch das Repow-
eringpotential für die Windenergie eine wichtige Kompo-
nente für die weitere Planung in Niedersachsen.

https://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE200000586&st=null&showdoccase=1
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�Fragen und Diskussion

21  OVG Lüneburg, Urt. v. 7.2.2020 – 12 KN 75 / 18.

Im Rahmen der anschließenden Diskussion wurde hinsicht-
lich des Beispiels aus dem Emsland nachgefragt, wie der 
Fokus auf bauleitplanerisch gesicherte Gebiete rechtlich 
zu bewerten sei, da diese nicht im Rahmen der Raumord-
nungsplanung entstanden seien. Der Ausgangspunkt der 
Argumentation sei, so Frau Hopp, dass bereits im Rahmen 
der Festlegung den Vorranggebieten für die Windener-
gienutzung substanziell Raum verschafft wurde. Die auf 
Repowering zielende Ausnahme würde also einen darü-
berhinausgehenden Flächenzuwachs unterstützen. Gleich-
wohl habe es von gerichtlicher Seite Kritik gegeben.21 
Unstrittig sei, dass Zielausnahmen möglich sind, jedoch 
müssten sie sich auf Ziele der Raumordnung beziehen, die 
entsprechend sachlich und räumlich hinreichend bestimmt 
sein müssten. 

Die letzte Frage richtete sich auf die geplanten 1,4 % der 
Landesfläche, die für die Windenergienutzung gesichert 
werden sollen. Ob diese durch eine landesweite Potenzi-
alstudie unterfüttert sei, damit die Regionen daraus ihren 
Anteil ableiten können. Dies wurde verneint. Man habe 
sich bewusst dagegen entschieden, die Daten für die ein-
zelnen Planungsträger herunterzubrechen. Das erhöhe 
natürlich deren Arbeitsaufwand, erlaube aber auch mehr 
Flexibilität in der eigenen Planung.

https://www.rechtsprechung.niedersachsen.de/jportal/portal/page/bsndprod.psml?doc.id=MWRE200000586&st=null&showdoccase=1
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Realisierung des Repowerings in 
der Planung Sachsen-Anhalts
Dipl.-Ing. Marion Schilling, Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg

22  Siehe umfassend: OVG Magdeburg, Urt. v. 5.12.2018 – 2 L 47 / 16.

Frau Schilling erläuterte den Umgang mit dem Repowering 
aus Sicht der Regionalen Planungsgemeinschaft Anhalt-
Bitterfeld- Wittenberg. Die Planungsgemeinschaft hat die-
ses Themenfeld bereits früh adressiert und einige Projekte 
begleitet.

�Planungsgrundlagen – Verfahren und 
gesetzliche Vorgaben

Die Regionale Planungsgemeinschaft Anhalt-Bitterfeld-
Wittenberg ist ein kommunaler Zweckverband mit den 
Landkreisen Anhalt-Bitterfeld und Wittenberg sowie der 
kreisfreien Stadt Dessau-Roßlau als Mitglieder (§ 22 des 
Landesentwicklungsgesetzes Sachsen-Anhalt (LEntwG 
LSA)). Das Plangebiet umfasst eine Größe von 3.627 km2. 
Die Regionalversammlung besteht aus 21 ehrenamtlich 
tätigen Personen, welche die regionale Entwicklung pla-
nen und diese thematisch in Sachlichen Teilplänen ausge-
stalten (§ 7 Abs. 1 Satz 3 ROG). Die Planung steht hierbei 
vor der Herausforderung, ein gesamträumliches Konzept 
zu gestalten, welches nicht zuletzt die bestehende Gesetz-
gebung, Rechtsprechung, Fachpolitiken, Bürger- und 
Investoreninteressen sowie die Akzeptanz von Windener-
gievorhaben miteinander in Einklang bringen muss. Für 
das Repowering von Windenergieanlagen sind insbeson-
dere der Teilplan Daseinsvorsorge, der Regionale Entwick-
lungsplan und vor allem der Sachliche Teilplan Nutzung 
der Windenergie relevant.

Der Sachliche Teilplan Wind ist seit dem 29. September 
2018 rechtswirksam. Einer gerichtlichen Inzidenzprüfung, 
bei der das Gericht maßgebliche Fragestellungen zu Flug-
sicherung, Artenschutz, Denkmalschutz und Gewichtung 
privater Belange adressierte, hielt der Teilplan stand.22

Die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Windener-
gienutzung und das Repowering in Sachsen-Anhalt wur-
den im Landesentwicklungsplan 2010 und im § 4 Nr. 16 
LEntwG LSA festgeschrieben. Vorgesehen ist so insbe-
sondere die abschließende räumliche Steuerung der 
Windenergie in Vorrang- und Eignungsgebieten sowie 
ausschließlichen Eignungsgebieten. Das Repowering ist 
nur in Vorranggebieten mit der Wirkung von Eignungs-
gebieten oder in Eignungsgebieten zulässig. Gemeinden 
steht es jedoch offen, zusätzliche Flächenausweisungen 
für das Repowering von Windenergieanlagen außerhalb 
der vorhandenen Gebiete zu beantragen. 

Das Landesentwicklungsgesetz sieht in seiner Ende 2017 
geänderten Form zusätzlich vor, dass bei Repoweringvor-
haben zugleich Angaben zum Abbau vorhandener Anla-
gen gemacht werden (§ 4 LEntwG LSA).

�Entwicklung des Repowerings 

Bereits im September 2010 hatte sich die Planungsge-
meinschaft erstmalig in der Regionalversammlung mit 
Fragen des Repowerings beschäftigt. Bei der Erarbeitung 
des gesamträumlichen Konzeptes wurden die bisherigen 
und potenzielle neue Standorte für Windenergieanlagen 
untersucht. 

Viele Bestandsanlagen befinden sich außerhalb der Vor-
rang-/Eignungsgebiete. Die Vorgängerplanung war von 
einem Abstand zur Wohnbebauung von 500 m ausgegan-
gen. Im Jahr 1999/2000 betrug die durchschnittliche Bau-
höhe einer WEA 60 m. Die rasante technische und damit 
die Höhenentwicklung war nicht absehbar.

https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/MWRE190000311
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In der Regionalversammlung wurde umfassend erörtert, 
welchen Nutzen bzw. welches Potential das Repowe-
ring hat und wie dies in der Planung vor Ort ausgestal-
tet werden kann. Als wichtig stellte sich dabei heraus, 
dass zugleich auch der Anlagenrückbau in diesem Kon-
text berücksichtigt werden sollte. So sind bspw. in einem 
Gebiet 28 WEA mit einer Leistung von 37,5 MW installiert. 
Nach dem Repowering würden dort nur noch 13 WEA mit 
einer deutlich gesteigerten Leistung von 78 MW stehen. 
Zusätzlich wurde die Veränderung der Landschaft anhand 
von Visualisierungen dargestellt. 

Auf diesem Weg wurde das Repoweringpotential für die 
gesamte Planungsregion untersucht. Basierend auf diesen 
Erkenntnissen wurde im Rahmen der Regionalversamm-
lung im August 2011 eine Prüffläche für das Repowe-
ring von Windenergieanlagen vorgeschlagen, welche sich 
außerhalb der Vorrang- und Eignungsgebiete befindet. Die 
oberste Landesentwicklungsbehörde beim Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr wandte jedoch in ihrer 
Stellungnahme zu diesem Planentwurf ein, dass keine 
Reserveflächen für ein späteres Repowering vorbehalten 
werden dürften. In diesem Kontext konnte nicht geklärt 
werden, ob die Regionalplanung in der Lage sei, analog 
zu § 249 BauGB Bedingungen festzulegen. 

23  Handreichung zum Umgang mit Repoweringprojekten der Planungsregion Anhalt-Bitterfeld.Wittenberg, Beschl.-Nr. 09 / 2020 v. 13.11.2020. 

Auf Basis dieser Rückmeldung wurde überlegt, in dem 
Regionalplan zumindest ein Ziel oder einen Grundsatz fest-
zulegen, welcher die Gemeinden bindet, Flächen innerhalb 
der Vorrang-/Eignungsgebiete in der kommunalen Bauleit-
planung für das Repowering von Windenergieanlagen zu 
sichern. Jedoch fand auch dieser Vorschlag von Seiten des 
Ministeriums keinen Zuspruch. 

Dennoch war die Planungsgemeinschaft bemüht, mit den 
betreffenden Gemeinden in den Dialog zu treten und 
mögliche Repoweringpotentiale optimal zu erschließen. 
Voraussetzung dessen war die fachliche und rechtliche 
Beratung der betreffenden Gemeinden; insbesondere, wie 
im Rahmen eines Flächennutzungsplans entsprechende 
begleitende Bedingungen festgelegt werden können. So 
hat die Stadt Zörbig im Flächennutzungsplan Festlegungen 
für das Repowering getroffen. Dieser Flächennutzungsplan 
wurde im Normenkontrollverfahren vom Gericht bestä-
tigt. Der darauf aufbauende Bebauungsplan befindet sich 
aktuell im Entstehen. Hier soll u. a. eine Mindesthöhenbe-
schränkung der Windenergieanlagen von 250 m festge-
setzt werden. Die bislang bestehenden 28 Anlagen, von 
denen sich 14 Anlagen im 1.000-m-Bereich zur Wohnbe-
bauung befinden, sollen durch zehn bis zwölf neue Anla-
gen mit je 6,2 MW Leistung ersetzt werden. 

Handreichung Repowering

Marion Schilling kam sodann auf die von der Planungsge-
meinschaft erarbeitete Handreichung zum Umgang mit 
Repoweringprojekten zu sprechen, welche Ende 2020 
von der Regionalversammlung verabschiedet wurde.23 
Anlass für deren Entwicklung waren ausstehende oder 
bereits begonnene Repowering-Projekte für ca. 420 
Bestandsanlagen wovon sich 274 in Vorrang- und Eig-
nungsgebieten befinden. 

Ziel der Handreichung ist es, sowohl Gemeinden als 
auch Bürger zu informieren. Im Mittelpunkt steht, was 
sich durch das Repowering verändert: Verringerung der 
Anlagenzahl, höhere Bauhöhen, weniger Anlagen, dafür 
höhere, größerer Abstand zwischen den Anlagen, mehr 
Laufruhe, bedarfsgerechte Nachtbefeuerung und die Ver-
vielfachung der Leistung. 

https://www.planungsregion-abw.de/wp-content/uploads/2020/12/Handreichung_Repowering_2020.pdf
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Die Regionale Planungsgemeinschaft hat in diesem Kon-
text auch errechnet, wieviel Energie bei einem effektiven 
Repowering produziert werden kann. Bei einem Repow-
ering mit 6-MW-Anlagen (Rotordurchmesser 170 m, Wir-
kungsgrad 45 %), würde dies die momentan 22 % des 
Bruttoenergieverbrauchs des Planungsgebiets auf 50 % 
steigern können, ohne neue Flächen zu nutzen. Damit 
können mit weniger als der Hälfte der Windenergieanla-
gen die vorhandenen Leistungen mehr als verdoppelt wer-
den. Neue Windenergieanlagen weisen trotz ihrer Größe 
neben dem gesteigerten Energieertrag weitere Vorteile 
auf. Unter anderem können sie deutliche Erleichterungen 
für den Artenschutz bringen; so finden 90 % der Flugbe-
wegungen von Rotmilan und Mäusebussard unterhalb von 
80 m Höhe statt. Damit kann das Kollisionsrisiko deutlich 
sinken. 

Zugleich kann aufgrund der freiwilligen Zahlung von 
0,2 ct / kWh (§ 36 k EEG 2020) ein finanzieller Gewinn 
für die Gemeinden realisierbar werden. Bei einer Wind-
energieanlage mit 3,5 MW und 150 m Höhe kann sich 
die finanzielle Zuwendung an die Gemeinde auf jährlich 
14.000 € belaufen. Bei einer Anlage mit 6 MW und 240 m 
Höhe kann sich diese auf 46.000 € pro Jahr steigern, wel-
che unmittelbar der Gemeinde und damit den betroffenen 
Anwohnern zugutekommt. 

�Beispiele aus der Planungspraxis und 
deren Herausforderungen

Anschließend stellte Marion Schilling einige Repowering-
Projekte in den Ortschaften Elster (Elbe), Wörbzig, Zschor-
newitz und Trebbichau an der Fuhne vor. 

Elster (Elbe)

In Elster liegt seit März 2019 ein immissionsschutzrecht-
licher Antrag für einen größeren Windpark vor. Dieser 
umfasst über 50 Bestandsanlagen. Diese sollten zurückge-
baut und durch 17 neue Windenergieanlagen mit jeweils 
5,6 MW Leistung und 243 m Gesamthöhe ersetzt werden. 
Die zuständige untere Naturschutzbehörde sieht in ihrer 
Stellungnahme 13 der geplanten Anlagen als unzulässig 
an, weil diese gegen den Leitfaden „Artenschutz an Wind-

energieanlagen in Sachsen-Anhalt“ verstoßen; insbeson-
dere seien die erforderlichen Abstände zu Waldrändern 
nicht eingehalten. In diesem Kontext wird deutlich, dass 
bei pauschaler Einhaltung der Vorgaben des Leitfadens 
schätzungsweise 70 % der aktuell bestehenden Vorrang- 
und Eignungsgebiete nicht für Windenergieanlagenpro-
jekte offenstehen würden. Insofern ist es aus Sicht von 
Frau Schilling erforderlich, dass anstatt pauschaler Werte 
eine Einzelfallprüfung stattfindet, sodass auch reale Ver-
besserungen wahrnehmbar sind. 

�Wörbzig

Das Repowering-Projekt in der Ortschaft Wörbzig ist 
bereits abgeschlossen. Hier standen in der Mitte eines 
vorhandenen Windparks zwölf Anlagen mit 99 m Höhe. 
Diese wurden durch sechs Anlagen mit 3,45 MW Leis-
tung und 217 m Höhe ersetzt. In den Außenbereichen der 
Gemeinde stehen noch kleinere Anlagen. 

Der Repowering-Prozess hat zwei bis drei Jahre gedauert, 
was für ein Projekt mit diesem Umfang normal sei. Vor 
Ort wurden viele Gespräche mit den Naturschutzbehör-
den und den Gemeinden geführt, um insbesondere die 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gut zu steuern. Teil 
des Projekts war das Anbieten von Bürgerpreisen für die 
bezogene Energie. Frau Schilling sieht das Verabschieden 
eines begleitenden Bebauungsplans bei solchen Projekten 
als eine wichtige Maßnahme an. Insbesondere Gemein-
den und Bürger könnten auf diesem Weg ihre Rechte und 
Interessen sichern. Trotz dahingehender Empfehlungen 
sei dies nicht passiert und habe zu diversen Schwierigkei-
ten geführt. 

�Zschornewitz

Das Repowering Projekt Zschornewitz ist – so Schilling – 
ein gutes Beispiel für ein Zielabweichungsverfahren. Dort 
stehen acht Anlagen mit insgesamt 8 MW Leistung, wel-
che nicht in einem Vorrang- und Eignungsgebiet liegen. 
Durch das Repowering sollte eine Reduzierung auf vier 
Windenergieanlagen mit insgesamt 18,4 MW Leistung 
erfolgen. 
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Das Gebiet ist nicht als Vorrang- und Eignungsgebiet 
vorgesehen, weil dort in den letzten 20 Jahren die Aus-
gleichs- und Ersatzmaßnahmen des alten Windparks zu 
einem Wald aufgewachsen sind und ein Teil der Anla-
gen zu nah an den anliegenden Ortschaften steht (unter 
1.000 m). Begonnen wurde das Projekt bereits 2017; im 
August 2020 erfolgte der Antrag für das Zielabweichungs-
verfahren.

Die vier Anlagen, die dort errichtet werden, müssen, damit 
keine Waldumwandlung erforderlich wird, auf alten vor-
handenen Fundamenten errichtet werden. Dafür müssen 
die bestehenden Anlagen gänzlich zurückgebaut werden. 
Im Rahmen der Beteiligung wurden 38 Träger öffentlicher 
Belange beteiligt. Von den 26 Stellungsnahmen waren 
drei ablehnend, zwei eher ablehnend, was das Zielab-
weichungsverfahren angeht. Nun wird die Regionalver-
sammlung beschließen, ob dem Zielabweichungsverfahren 
stattgegeben wird. Zwischenzeitlich musste noch geklärt 
werden, ob das Zielabweichungsverfahren (ZAV) zu einem 
Verstoß gegen das Ziel des Landesentwicklungsplans, dass 
nur im Vorrang- und Eignungsgebiet repowert werden 
darf, führen würde. (Am 30. April 2021 wurde dem ZAV 
durch die Regionalversammlung zugestimmt.) 

Marion Schilling zeigte beispielhaft eine Visualisierung 
des Repowering-Projekts Zschornewitz und wies auf die 
besondere Situation in der Region hin: dass jede Land-
schaftsveränderung auch in Bezug auf das UNESCO-
Weltkulturerbe „Gartenreich Dessau-Wörlitz“ betrachtet 
werden muss. 

Trebbichau an der Fuhne

Das letzte Beispiel bildete der Windpark Trebbichau an 
der Fuhne. Dort werde aktuell untersucht, ob der vorhan-
dene Bebauungsplan, welcher Höhenbeschränkungen 
von 150 m für die Windenergieanlagen vorsieht, aufge-
hoben werden soll. Auch steht die Erstellung eines neuen 
Bebauungsplans oder alternativ eines städtebaulichen Ver-
trags zur Diskussion. Die Zustimmungen sind erst einmal 
erfolgt; es wird weiter geplant. Dort entsteht die erste Bür-
gerwindenergieanlage in der Region, die voraussichtlich 
2024 in Betrieb geht und neben der Gewerbesteuer, die 

zu 100 % in der Stadt verbleibt, wahrscheinlich auch bei 
Zahlung von 0,2 ct / kWh ca. 20.000 Euro im Jahr für die 
Gemeinde erwirtschaftet.

Fragen und Diskussion

Im Anschluss an Marion Schillings Vortrag wurden die Aus-
wirkungen des § 36k EEG 2020 auf die laufenden Pro-
jekte diskutiert. Insbesondere bestand Interesse daran, 
ob dies die Zustimmung für diese Anlagen gesteigert hat. 
Frau Schilling antwortete, dass sie auf Basis ihrer langjäh-
rigen Erfahrungen mit Bürgerinitiativen zu der Erkenntnis 
gelangt sei, dass finanzielle Anreize nur bedingt Vorbe-
halte gegen Windenergieprojekte beseitigen können. Teil-
weise seien die Vorbehalte so grundlegender Natur, dass 
dies kein Umdenken möglich mache. Dennoch würden 
durch finanzielle Anreize insbesondere die Gemeinde- 
und Stadträte angeregt, Windenergieprojekte ernsthaft 
in Betracht zu ziehen, da dies einen Mehrwert für sie bie-
ten kann. 

Zum Windpark Zschornewitz gab es die Nachfrage, ob die 
Visualisierung den örtlichen Gegebenheiten entspreche, 
was Frau Schilling knapp bejahte. Am Ufer ständen Bäume 
und Sträucher. Die Visualisierung sei aktuell und für die 
Regionalversammlung angefertigt worden. 
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24  Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien v. 21.7.2014, BGBl. I S. 1066.

25  Zukunftsvertrag Rheinland-Pfalz – 2021 bis 2026, S. 26 f.

26  �Beschlussempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie, BT-Drs. 19 / 25302, S. 7; Bdew, Windenergiestandorte erhalten – Repowering ermöglichen, 2020, S. 6 f;  
Bdew, Formulierungsvorschläge  zur Anpassung des § 16 b BImSchG-RegE, 2021, S. 4; BWE, Vorschläge zur Beschleunigung und Erleichterung des Repowering von Wind
energieanlagen, 2021, S. 13 f. 

Spätestens das Auslaufen der Förderung nach dem Erneu-
erbaren-Energie-Gesetz (EEG 2021)24 für die ersten Wind-
energieanlagen an Land gibt für Planungsträger, Politik 
und Vorhabenträger vielfach den Anstoß, sich vertiefend 
mit dem Repowering auseinanderzusetzen. Dies zeigt 
sich nicht zuletzt auch im Rahmen bereits existierender 
Regional- und Bauleitpläne. Insbesondere hier bestehen 
große Potentiale, sich sowohl mit dem Windenergieaus-
bau grundsätzlich als auch mit dem Repowering speziell zu 
befassen. So können in diesem Rahmen wesentliche Wei-
chenstellungen hinsichtlich eines geordneten und mög-
lichst effizienten Windenergieausbaus an Land gestellt 
werden. Teil dessen ist insofern auch die Frage des wei-
teren Umgangs mit den bislang von Windenergieanlagen 
genutzten Flächen. 

Die Beiträge des Seminars geben einen sehr guten Einblick 
in die rechtlichen Handlungsspielräume und mittlerweile 
geschaffenen Planungskonzepte. Dabei wird deutlich, dass 
der Umgang mit Repowering sehr differenziert ausgestal-
tet ist. Die unterschiedlichen Herangehensweisen werden 
in den Praxisbeispielen sowohl hinsichtlich Reichweite und 
Umfang der Pläne als auch deren Zielsetzung klar erkenn-
bar. Am bedeutendsten scheinen jedoch die regionalen 
Besonderheiten, bspw. in Bezug auf Landschaftsraum, 

Windhöffigkeit, Flächenverfügbarkeit und Energieziele 
zum Tragen zu kommen. Gerade hier stehen Planungsträ-
ger vor der großen Herausforderung, den Ausgleich zwi-
schen den verschiedenen Interessen und Zielsetzungen zu 
finden.

Doch Repowering ist längst kein Belang, welcher nur 
einige Planungsträger und -regionen beschäftigt. Es finden 
sich vielfach erste Überlegungen und Annäherungen an 
dieses Themenfeld auch auf kommunaler und ministeri-
eller Ebene. Auch auf landespolitischer Ebene wird das 
Repowering zunehmend adressiert; so beispielweise im 
Rahmen des neuen Koalitionsvertrages in Rheinland-
Pfalz.25 Dadurch wird deutlich, dass sich landesgesetzliche 
Spielräume schaffen lassen, um das Repowering zu unter-
stützen. Zugleich gibt es erste Diskussionen und Impulse, 
inwiefern das Repowering von Windenergieanlagen in 
Zukunft optimiert werden kann.26 Diese neuen Entwick-
lung gilt es zu beobachten.

Vertiefte Auseinandersetzungen und ein ganzheitlicher 
Umgang mit Repoweringvorhaben sind hingegen keine 
Selbstverständlichkeit. Dabei zeigt sich, dass Repowering 
auf allen Ebenen der Planung mitgedacht werden sollte. 
Erst die gute Verzahnung regionalplanerischer Vorgaben 
mit der Bauleitplanung führen zu einem möglichst effizi-
enten Ausbau der Windenergie an Land. Die Kohärenz der 
bestehenden Planungsregime ist insofern eine wesentliche 
Grundlage, damit die landesweit vorhandenen Flächenpo-
tentiale für Windenergievorhaben bereitgestellt werden 
können. Die dargestellten Praxisbeispiele und die Aus-
führungen zu rechtlichen Rahmenbedingungen zeigen in 
diesem Zusammenhang die große Bandbreite an Möglich-
keiten auf, das Repowering in Plankonzepten mitzuden-
ken. Wir hoffen, dass sie ebenfalls hilfreiche konzeptionelle 
Anhaltspunkte sowie einen Impuls für den weiteren fachli-
chen Austausch geben werden, um das Repowering wir-
kungsvoll in zukünftige Pläne zu integrieren. 

https://www.rlp.de/fileadmin/rlp-stk/pdf-Dateien/Staatskanzlei/rlp_Koalitionsvertrag2021-2026.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/19/253/1925302.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/BDEW_Positionspapier_Repowering_201124_ttE92fC.pdf
https://www.bdew.de/media/documents/4093_BDEW-Vorschlag_zur_Anpassung__16b_BImschG_Reg_E.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/04-weiterbetrieb-repowering/BWE-Arbeitspapier_Repowering_210304.pdf
https://www.wind-energie.de/fileadmin/redaktion/dokumente/publikationen-oeffentlich/themen/04-politische-arbeit/04-weiterbetrieb-repowering/BWE-Arbeitspapier_Repowering_210304.pdf
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